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G e s e t z
zur Einführung eines Niedersächsischen 
Geodateninfrastrukturgesetzes (NGDIG) 

und zur Änderung des
Niedersächsischen Jagdgesetzes

Vom 17. Dezember 2010

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Niedersächsisches Geodateninfrastrukturgesetz
(NGDIG)*)

E r s t e r  A b s c h n i t t

Ziel und Begriffsbestimmungen

§ 1

Ziel des Gesetzes

Dieses Gesetz regelt die Bedingungen für den Ausbau und
den Betrieb der Geodateninfrastruktur in Niedersachsen als
Bestandteil der nationalen Geodateninfrastruktur, mit dem
Ziel, Geodaten interoperabel verfügbar zu machen.

§ 2

Geodatenhaltende Stellen

(1) Geodatenhaltende Stellen im Sinne dieses Gesetzes sind

1. die Landesbehörden,

2. die der Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen
Personen des öffentlichen Rechts,

3. die Gerichte des Landes, soweit sie nicht Rechtsprechungs-
tätigkeit ausüben,

4. natürliche oder juristische Personen des Privatrechts, so-
weit sie unter der Kontrolle des Landes oder einer unter
Aufsicht des Landes stehenden juristischen Person des öf-
fentlichen Rechts

a) eine öffentliche Aufgabe wahrnehmen, die im Zusam-
menhang mit der Umwelt steht, oder

b) eine öffentliche Dienstleistung erbringen, die im Zusam-
menhang mit der Umwelt steht, insbesondere eine sol-
che der umweltbezogenen Daseinsvorsorge.

(2) Sind einer Person oder Stelle außerhalb des öffentlichen
Bereichs Aufgaben der öffentlichen Verwaltung des Landes
durch oder aufgrund eines Gesetzes übertragen (Beliehene), so
ist sie insoweit Landesbehörde.

(3) Kontrolle im Sinne des Absatzes 1 Nr. 4 liegt insbeson-
dere vor, wenn

1. das Land oder eine oder mehrere der Aufsicht des Landes
unterstehende juristische Personen des öffentlichen Rechts
allein oder zusammen, mittelbar oder unmittelbar

a) die Mehrheit der Anteile oder der Stimmrechte bei der
juristischen Person innehaben oder

b) mehr als die Hälfte der Mitglieder eines Verwaltungs-,
Leitungs- oder Aufsichtsorgans der juristischen Person
bestimmen können

oder

2. die Person des Privatrechts bei der Wahrnehmung der öf-
fentlichen Aufgabe oder bei der Erbringung der öffent-
lichen Dienstleistung besonderen Pflichten unterliegt oder
uuuuuu

*) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2007/2/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. März 2007 zur
Schaffung einer Geodateninfrastruktur in der Europäischen Ge-
meinschaft (INSPIRE), ABl. EU Nr. L 108 S. 1.

über besondere Rechte verfügt, insbesondere wenn ein
Kontrahierungszwang oder ein Anschluss- und Benutzungs-
zwang besteht.

(4) Die obersten Landesbehörden sind in Bezug auf ihre
vorbereitenden Tätigkeiten für die Gesetzgebung und ihre
Vorarbeiten für den Erlass von Verordnungen keine geodaten-
haltenden Stellen.

§ 3

Geodaten

(1) Geodaten im Sinne dieses Gesetzes sind Daten mit direk-
tem oder indirektem Bezug zu einem bestimmten Standort
oder geografischen Gebiet, die

1. noch in Verwendung stehen,

2. sich auf das Hoheitsgebiet des Landes Niedersachsen be-
ziehen,

3. in elektronischer Form vorliegen,

4. bei einer geodatenhaltenden Stelle zur Erfüllung ihrer öf-
fentlichen Aufgaben vorhanden sind oder für sie bereitge-
halten werden oder von einem Dritten aufgrund einer
Verpflichtung nach § 8 Abs. 3 bereitgestellt werden und

5. ein Thema der Anlage betreffen.

(2) Sind neben einer Referenzversion mehrere identische
Kopien der gleichen Geodaten bei verschiedenen geodatenhal-
tenden Stellen vorhanden oder werden sie für diese bereitge-
halten, so gilt dieses Gesetz nur für die Referenzversion, von
der die Kopien abgeleitet sind.

(3) Soweit die geodatenhaltende Stelle nicht über die Rechte
am geistigen Eigentum hinsichtlich der Geodaten und Geoda-
tendienste verfügt, gelten die Vorschriften dieses Gesetzes
nur, soweit die Inhaberin oder der Inhaber der Rechte der
Maßnahme nach diesem Gesetz zustimmt.

(4) Dieses Gesetz ist auf Geodaten, die bei der Aufsicht des
Landes unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen
Rechts, die der untersten Verwaltungsebene zuzurechnen
sind, oder bei Stellen im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 4 gehalten
werden, nur anzuwenden, wenn ihre Sammlung oder Ver-
breitung durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben ist.

(5) Dieses Gesetz ist auf die in den Grundbüchern enthalte-
nen Geodaten nicht anzuwenden.

§ 4

Weitere Begriffsbestimmungen

(1) Metadaten sind Informationen, die Geodaten oder Geo-
datendienste beschreiben und es ermöglichen, Geodaten und
Geodatendienste zu ermitteln, in Verzeichnisse aufzunehmen
und zu nutzen.

(2) 1Geodatendienste sind vernetzbare Anwendungen, die
Geodaten und Metadaten in strukturierter Form zugänglich
machen. 2Dies sind im Einzelnen:

1. Dienste, die es ermöglichen, auf der Grundlage des Inhalts
entsprechender Metadaten nach Geodaten und Geodaten-
diensten zu suchen und den Inhalt der Metadaten anzuzei-
gen (Suchdienste),

2. Dienste, die es ermöglichen, darstellbare Geodaten anzuzei-
gen, in ihnen zu navigieren, sie in der Größe zu verändern,
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zu verschieben, Daten zu überlagern sowie Informationen
aus Legenden und sonstige relevante Inhalte von Meta-
daten anzuzeigen (Darstellungsdienste),

3. Dienste, die das Herunterladen von und, wenn durchführ-
bar, den direkten Zugriff auf Kopien von Geodaten ermög-
lichen (Downloaddienste),

4. Dienste, die es ermöglichen, Geodaten umzuwandeln, um
Interoperabilität zu erreichen (Transformationsdienste), und

5. Dienste, die es ermöglichen, Geodatendienste abzurufen,
Anforderungen an Geodaten zu definieren und verschiede-
ne Geodatendienste zu kombinieren (Abrufdienste).

(3) Interoperabilität ist die Kombinierbarkeit von Daten und
die Kombinierbarkeit und Interaktionsfähigkeit verschiedener
Systeme und Techniken unter Einhaltung gemeinsamer Stan-
dards.

Z w e i t e r  A b s c h n i t t

Bereitstellung der Geodateninfrastruktur, 
Zugang zu Geodaten und Geodatendiensten

§ 5

Bereitstellen von Geodaten

(1) Geodatenhaltende Stellen haben die bei ihnen vorhan-
denen und für sie bereitgehaltenen Geodaten auf der Grund-
lage der Angaben des amtlichen Vermessungswesens zu erfas-
sen und zu führen sowie interoperabel bereitzustellen.

(2) Werden Geodaten durch einen Darstellungsdienst be-
reitgestellt, so kann dies in einer Form geschehen, die eine
Weiterverwendung im Sinne des § 2 Nr. 3 des Informations-
weiterverwendungsgesetzes vom 13. Dezember 2006 (BGBl. I
S. 2913) ausschließt.

(3) 1Soweit sich Geodaten auf einen Standort oder ein geogra-
fisches Gebiet beziehen, dessen Lage sich auf das Hoheitsgebiet
eines anderen Landes erstreckt, stimmen die geodatenhalten-
den Stellen mit der jeweils zuständigen Stelle des anderen
Landes die Darstellung und die Position des Standorts oder
des geografischen Gebiets ab. 2Soweit Geodaten sich auf einen
Standort oder ein geografisches Gebiet beziehen, dessen Lage
sich auf das Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates der
Europäischen Union erstreckt, stimmen die geodatenhalten-
den Stellen mit der jeweils zuständigen Stelle des anderen
Staates und des Bundes die Darstellung und die Position des
Standorts oder des geografischen Gebiets ab.

§ 6

Bereitstellen von Geodatendiensten

(1) 1Die geodatenhaltenden Stellen stellen sicher, dass für
die bei ihnen vorhandenen und für sie bereitgehaltenen Geo-
daten und für die von ihnen erzeugten Metadaten die in § 4
Abs. 2 Satz 2 genannten Geodatendienste interoperabel bereit-
stehen. 2Die Geodatendienste sollen Nutzeranforderungen be-
rücksichtigen und einfach zu nutzen sein. 3Sie müssen sich
auch auf die Daten beziehen, die in den Geodaten enthalten
sind.

(2) Für Suchdienste ist sicherzustellen, dass die folgenden
Suchkriterien benutzt und kombiniert werden können:

1. Schlüsselwörter,

2. Klassifizierung von Geodaten und Geodatendiensten,

3. geografischer Standort,

4. Qualität und Gültigkeit von Geodaten,

5. Grad der Übereinstimmung der Geodaten mit den Durch-
führungsbestimmungen nach Artikel 7 Abs. 1 der Richt-
linie 2007/2/EG,

6. Bedingungen für den Zugang zu und die Nutzung von
Geodaten und Geodatendiensten sowie

7. die für das Erfassen, Führen und Bereitstellen von Geodaten
und Geodatendiensten zuständige geodatenhaltende Stelle.

§ 7

Bereitstellen von Metadaten

(1) Die geodatenhaltenden Stellen, die Geodaten und Geo-
datendienste bereitstellen, haben die zugehörigen Metadaten
zu erzeugen, interoperabel bereitzustellen sowie fortlaufend
in Übereinstimmung mit den Geodaten und Geodatendiens-
ten zu halten.

(2) Metadaten zu Geodaten umfassen Angaben zu folgenden
Aspekten:

1. Schlüsselwörter,

2. Klassifizierung,

3. geografischer Standort,

4. Qualität und Gültigkeit,

5. Grad der Übereinstimmung mit den Durchführungsbestim-
mungen nach Artikel 7 Abs. 1 der Richtlinie 2007/2/EG,

6. Bedingungen für den Zugang und die Nutzung sowie gege-
benenfalls zu erbringende Geldleistungen,

7. bestehende Beschränkungen des Zugangs und ihre Gründe
sowie

8. die für das Erfassen, Führen und Bereitstellen von Geodaten
zuständige geodatenhaltende Stelle.

(3) Metadaten zu Geodatendiensten umfassen Angaben zu
folgenden Aspekten:

1. Qualitätsmerkmale,

2. Bedingungen für den Zugang und die Nutzung sowie gege-
benenfalls zu erbringende Geldleistungen,

3. bestehende Beschränkungen des Zugangs und ihre Gründe
sowie

4. die für das Erfassen, Führen und Bereitstellen von Geo-
datendiensten zuständige geodatenhaltende Stelle.

§ 8

Geodateninfrastruktur Niedersachsen,
Geodatenportal Niedersachsen

(1) Die Geodateninfrastruktur Niedersachsen besteht aus

1. Geodaten, Metadaten und Geodatendiensten, die von den
geodatenhaltenden Stellen interoperabel bereitgestellt wer-
den,

2. Vereinbarungen über gemeinsame Nutzung, Zugang und
Verwendung sowie

3. Koordinierungs- und Überwachungsmechanismen, -prozes-
sen und -verfahren.

(2) Das Land betreibt eine elektronische Plattform, die den
Zugang zu den Geodaten, Metadaten und Geodatendiensten
ermöglicht (Geodatenportal Niedersachsen).

(3) Verpflichtet sich eine natürliche oder juristische Person
des Privatrechts in einer Vereinbarung mit dem Land, Geoda-
ten, Metadaten und Geodatendienste nach den Bestimmun-
gen dieses Gesetzes bereitzustellen, so werden diese vom Land
über das Geodatenportal Niedersachsen zugänglich gemacht.

§ 9

Zugang zu Geodaten und Geodatendiensten

Geodaten und Geodatendienste sind vorbehaltlich des § 10
öffentlich zugänglich, soweit sie nicht dem Steuergeheimnis
(§ 30 der Abgabenordnung) oder den Geheimhaltungsregeln
für die Statistik (§ 16 des Bundesstatistikgesetzes, §§ 7 und 8
des Niedersächsischen Statistikgesetzes) unterliegen.

§ 10

Beschränkung des Zugangs

(1) Geodatenhaltende Stellen können den Zugang zu den
bei ihnen vorhandenen und für sie bereitgehaltenen Geodaten
und Geodatendiensten sowie den Austausch und die Nutzung
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von Geodaten gegenüber geodatenhaltenden Stellen nach § 2
Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 sowie gegenüber entsprechenden Stellen
anderer Länder, des Bundes und anderer Mitgliedstaaten der
Europäischen Union sowie gegenüber Organen und Einrich-
tungen der Europäischen Union beschränken, wenn hier-
durch

1. die Durchführung eines laufenden Gerichtsverfahrens,

2. der Anspruch einer Person auf ein faires Verfahren,

3. die Durchführung strafrechtlicher, ordnungswidrigkeiten-
rechtlicher oder disziplinarrechtlicher Ermittlungen,

4. bedeutsame Schutzgüter der öffentlichen Sicherheit,

5. die Verteidigung oder

6. die internationalen Beziehungen

gefährdet würden. 

(2) Geodatenhaltende Stellen können den Zugang der Öf-
fentlichkeit zu den bei ihnen vorhandenen und für sie bereit-
gehaltenen Geodaten und Geodatendiensten über einen
Suchdienst beschränken, wenn dieser Zugang nachteilige
Auswirkungen auf die internationalen Beziehungen, bedeut-
same Schutzgüter der öffentlichen Sicherheit oder die Vertei-
digung hätte, es sei denn, dass das öffentliche Interesse am
Zugang überwiegt.

(3) Geodatenhaltende Stellen können den Zugang der Öf-
fentlichkeit zu den bei ihnen vorhandenen und für sie bereit-
gehaltenen Geodaten und Geodatendiensten nach § 4 Abs. 2
Satz 2 Nrn. 2 bis 5 beschränken, wenn dieser Zugang nachtei-
lige Auswirkungen hätte auf

1. die Durchführung eines laufenden Gerichtsverfahrens,

2. den Anspruch einer Person auf ein faires Verfahren,

3. die Durchführung strafrechtlicher, ordnungswidrigkeiten-
rechtlicher oder disziplinarrechtlicher Ermittlungen,

4. bedeutsame Schutzgüter der öffentlichen Sicherheit,

5. die Verteidigung,

6. die internationalen Beziehungen,

7. die Vertraulichkeit der Verfahren von geodatenhaltenden
Stellen, wenn eine solche Vertraulichkeit durch Rechts-
vorschrift vorgesehen ist, oder

8. den Schutz der Umweltbereiche, auf die sich diese Daten
beziehen,

es sei denn, dass das öffentliche Interesse am Zugang überwiegt.

(4) 1Der Zugang nach Absatz 3 ist zu beschränken, soweit
durch diesen Zugang 

1. personenbezogene Daten offenbart und dadurch schutz-
würdige Interessen der Betroffenen beeinträchtigt würden
oder

2. Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen unterliegende Infor-
mationen offenbart würden,

es sei denn, dass die oder der Betroffene zugestimmt hat oder
das öffentliche Interesse an dem Zugang überwiegt. 2Vor der
Entscheidung, dass ein öffentliches Interesse überwiegt, ist die
oder der Betroffene anzuhören. 3Sind der geodatenhaltenden
Stelle Daten übermittelt worden, die als Betriebs- oder Ge-
schäftsgeheimnis gekennzeichnet sind, so darf sie diese Ein-
stufung nur nach Anhörung der oder des Betroffenen ändern.

(5) 1Der Zugang der Öffentlichkeit zu Geodaten, die jemand
einer geodatenhaltenden Stelle übermittelt hat, ohne dazu
rechtlich verpflichtet zu sein oder rechtlich verpflichtet wer-
den zu können, und deren Offenbarung nachteilige Auswir-
kungen auf seine Interessen hätte, ist zu beschränken, es sei
denn, dass seine Einwilligung vorliegt oder das öffentliche In-
teresse an dem Zugang überwiegt. 2Absatz 4 Sätze 2 und 3 gilt
entsprechend.

(6) Der Zugang zu Geodaten über Emissionen kann nicht
unter Berufung auf die in Absatz 3 Nrn. 7 und 8 sowie in den
Absätzen 4 und 5 genannten Gründe abgelehnt werden.

§ 11

Nutzungsbedingungen, Lizenzen und Geldleistungen

(1) Geodatenhaltende Stellen können für die Nutzung von
Geodaten und Geodatendiensten

1. Nutzungsbedingungen festsetzen und

2. den Abschluss einer Lizenzvereinbarung verlangen,

soweit durch Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist.

(2) 1Suchdienste stehen der Öffentlichkeit kostenlos zur
Verfügung. 2Geodatenhaltende Stellen können für die Nut-
zung von Geodaten und Geodatendiensten nach § 4 Abs. 2
Satz 2 Nrn. 2 bis 5 Geldleistungen verlangen, soweit durch
Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist.

(3) Für die Nutzung von Darstellungsdiensten darf eine Geld-
leistung nur verlangt werden,

1. soweit der Zugang über eine netzgebundene Darstellung
auf einem Bildschirm hinausgeht oder

2. wenn die Geldleistung die Wartung der Geodaten oder des
Geodatendienstes sichert, insbesondere in Fällen, in denen
große Datenmengen häufig aktualisiert werden.

(4) Geodatenhaltende Stellen können unterbinden, dass
Geodaten, die über einen Darstellungsdienst bereitgestellt
werden, für einen kommerziellen Zweck weiterverwendet
und ausgedruckt werden.

(5) 1Geldleistungen nach Absatz 2, die geodatenhaltende
Stellen von anderen geodatenhaltenden Stellen, von geoda-
tenhaltenden Stellen eines anderen Landes, des Bundes oder
eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union oder
von einem Organ oder einer Einrichtung der Europäischen
Union verlangen, und Lizenzvereinbarungen nach Absatz 1,
die mit diesen Stellen abgeschlossen werden, müssen mit dem
allgemeinen Ziel des Austausches von Geodaten und Geoda-
tendiensten zwischen geodatenhaltenden Stellen vereinbar
sein. 2Die Geldleistungen dürfen das zur Gewährleistung der
nötigen Qualität und des Angebots von Geodaten und Geodaten-
diensten notwendige Minimum zuzüglich einer angemessenen
Rendite nicht übersteigen, wobei die Selbstfinanzierungser-
fordernisse der geodatenhaltenden Stelle, die Geodaten und
Geodatendienste anbietet, zu beachten sind. 3Werden Geodaten
oder Geodatendienste Organen oder Einrichtungen der Euro-
päischen Union jedoch zur Erfüllung von aus dem Umweltrecht
der Europäischen Union erwachsenden Berichtspflichten zur
Verfügung gestellt, so werden keine Geldleistungen verlangt.
4Die Sätze 1 und 2 gelten auf der Grundlage von Gegenseitig-
keit und Gleichwertigkeit auch für Einrichtungen, die durch
internationale Übereinkünfte geschaffen wurden, wenn die
Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten zu den Vertrags-
parteien gehören.

(6) 1Für Geldleistungen für die Nutzung von Geodaten und
Geodatendiensten sollen Dienstleistungen des elektronischen
Geschäftsverkehrs eingesetzt werden. 2Für solche Dienstleis-
tungen können Haftungsausschlüsse, elektronische Lizenz-
vereinbarungen oder Lizenzen in sonstiger Form vorgesehen
werden.

D r i t t e r  A b s c h n i t t

Schlussbestimmungen

§ 12

Verordnungsermächtigung

Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Verordnung
Regelungen zu treffen, die zur Erfüllung von Verpflichtungen
aus Durchführungsbestimmungen nach Artikel 5 Abs. 4,
Artikel 7 Abs. 1, den Artikeln 16 und 17 Abs. 8 und Artikel 21
Abs. 4 der Richtlinie 2007/2/EG erforderlich sind.
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Anlage
(zu § 3 Abs. 1 Nr. 5)

Themen für Geodaten:

1. Koordinatenreferenzsysteme

Systeme zur eindeutigen räumlichen Referenzierung von
Geodaten anhand eines Koordinatensatzes (x, y, z) oder
anhand von Angaben zu Breite, Länge und Höhe auf der
Grundlage eines geodätischen horizontalen und vertika-
len Datums.

2. Geografische Gittersysteme

Harmonisiertes Gittersystem mit Mehrfachauflösung, mit
gemeinsamem Ursprungspunkt und mit standardisierter
Lokalisierung und Größe der Gitterzellen.

3. Geografische Bezeichnungen

Namen von Gebieten, Regionen, Orten, Großstädten, Vor-
orten, Städten oder Siedlungen sowie jedes geografische
oder topografische Merkmal von öffentlichem oder histo-
rischem Interesse.

4. Verwaltungseinheiten

Lokale, regionale und nationale Verwaltungseinheiten,
die die Gebiete abgrenzen, in denen das Land Nieder-
sachsen Hoheitsbefugnisse hat oder ausübt und die durch
Verwaltungsgrenzen voneinander getrennt sind.

5. Adressen

Lokalisierung von Grundstücken anhand von Adressdaten,
in der Regel Straßenname, Hausnummer und Postleit-
zahl.

6. Flurstücke oder Grundstücke

Gebiete, die anhand des Liegenschaftskatasters oder gleich-
wertiger Verzeichnisse bestimmt werden.

7. Verkehrsnetze

Verkehrsnetze und zugehörige Infrastruktureinrichtungen
für Straßen-, Schienen- und Luftverkehr sowie Schiff-
fahrt. Dies umfasst auch die Verbindungen zwischen den
verschiedenen Netzen und das transeuropäische Ver-
kehrsnetz im Sinne des Beschlusses Nr. 661/2010/EU des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. Juli 2010
über Leitlinien der Union für den Aufbau eines transeuro-
päischen Verkehrsnetzes (ABl. EU Nr. L 204 S. 1), in der
jeweils geltenden Fassung.

8. Gewässernetz

Elemente des Gewässernetzes, einschließlich Meeresgebie-
ten und allen sonstigen Wasserkörpern und hiermit ver-
bundenen Teilsystemen, darunter Einzugsgebiete und Teil-
einzugsgebiete, gegebenenfalls gemäß den Definitionen
der Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines
Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im
Bereich der Wasserpolitik (ABl. EG Nr. L 327 S. 1), zu-
letzt geändert durch die Richtlinie 2009/31/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009
(ABl. EU Nr. L 140 S. 114), in der jeweils geltenden Fas-
sung, und in Form von Netzen.

9. Schutzgebiete

Gebiete, die im Rahmen des internationalen Rechts, des
Rechts der Europäischen Union oder des Rechts der Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union ausgewiesen sind
oder verwaltet werden, um spezifische Erhaltungsziele zu
erreichen.

10. Höhe

Digitale Höhenmodelle für Land-, Eis- und Meeresflächen.
Dazu gehören Geländemodell, Tiefenmessung und Küs-
tenlinie.

11. Bodenbedeckung

Physische und biologische Bedeckung der Erdoberfläche,
einschließlich künstlicher Flächen, landwirtschaftlicher
Flächen, Wäldern, natürlicher oder naturnaher Gebiete,
Feuchtgebiete und Wasserkörper.

12. Orthofotografie

Georeferenzierte Bilddaten der Erdoberfläche von satelli-
ten- oder luftfahrzeuggestützten Sensoren.

13. Geologie

Geologische Beschreibung anhand von Zusammensetzung
und Struktur. Dies umfasst auch Grundgestein, Grund-
wasserleiter und Geomorphologie.

14. Statistische Einheiten

Einheiten für die Verbreitung oder Verwendung statisti-
scher Daten.

15. Gebäude

Geografischer Standort von Gebäuden.

16. Boden

Beschreibung von Boden und Unterboden anhand von
Tiefe, Textur, Struktur und Gehalt an Teilchen sowie or-
ganischem Material, Steinigkeit, Erosion, gegebenenfalls
durchschnittliches Gefälle und erwartete Wasserspeicher-
kapazität.

17. Bodennutzung

Beschreibung von Gebieten anhand ihrer derzeitigen und
geplanten künftigen Funktion oder ihres sozioökonomi-
schen Zwecks (zum Beispiel Wohn-, Industrie- oder Ge-
werbegebiete, land- oder forstwirtschaftliche Flächen,
Freizeitgebiete).

18. Gesundheit und Sicherheit

Geografische Verteilung verstärkt auftretender pathologi-
scher Befunde (zum Beispiel Allergien, Krebserkrankungen,
Erkrankungen der Atemwege), Informationen über Aus-
wirkungen auf die Gesundheit (zum Beispiel Biomarker,
Rückgang der Fruchtbarkeit, Epidemien) oder auf das
Wohlbefinden (zum Beispiel Ermüdung, Stress) der Men-
schen in unmittelbarem Zusammenhang mit der Umwelt-
qualität (zum Beispiel Luftverschmutzung, Chemikalien,
Abbau der Ozonschicht, Lärm) oder in mittelbarem Zu-
sammenhang mit der Umweltqualität (zum Beispiel Nah-
rung, genetisch veränderte Organismen).

19. Versorgungswirtschaft und staatliche Dienste

Versorgungseinrichtungen wie Abwasser- und Abfallent-
sorgung, Energieversorgung und Wasserversorgung; staat-
liche Verwaltungs- und Sozialdienste wie öffentliche
Verwaltung, Katastrophenschutz, Schulen und Kranken-
häuser.

20. Umweltüberwachung

Standort und Betrieb von Umweltüberwachungseinrich-
tungen einschließlich Beobachtung und Messung von
Schadstoffen, des Zustands von Umweltmedien und an-
deren Parametern des Ökosystems (zum Beispiel Arten-
vielfalt, ökologischer Zustand der Vegetation) durch oder
im Auftrag von öffentlichen Behörden.

21. Produktions- und Industrieanlagen

Standorte für industrielle Produktion, einschließlich durch
die Richtlinie 2008/1/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 15. Januar 2008 über die integrierte
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmut-
zung (ABl. EU Nr. L 24 S. 8), geändert durch die Richt-
linie 2009/31/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 23. April 2009 (ABl. EU Nr. L 140 S. 114), er-
fasste Anlagen und Einrichtungen zur Wasserentnahme
sowie Bergbau- und Lagerstandorte.
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22. Landwirtschaftliche Anlagen und Aquakulturanlagen

Landwirtschaftliche Anlagen und Produktionsstätten ein-
schließlich Bewässerungssystemen, Gewächshäusern und
Ställen.

23. Verteilung der Bevölkerung — Demografie

Geografische Verteilung der Bevölkerung, einschließlich
Bevölkerungsmerkmalen und Tätigkeitsebenen, zusam-
mengefasst nach Gitter, Region, Verwaltungseinheit oder
einer sonstigen analytischen Einheit.

24. Bewirtschaftungsgebiete, Schutzgebiete, geregelte Gebiete
und Berichterstattungseinheiten

Auf internationaler, europäischer, nationaler, regionaler
und lokaler Ebene bewirtschaftete, geregelte oder zu
Zwecken der Berichterstattung herangezogene Gebiete.
Dazu zählen Deponien, Trinkwasserschutzgebiete, nitrat-
empfindliche Gebiete, geregelte Fahrwasser auf See oder
auf großen Binnengewässern, Gebiete für die Abfallver-
klappung, Lärmschutzgebiete, für Exploration und Bergbau
ausgewiesene Gebiete, Flussgebietseinheiten, entsprechen-
de Berichterstattungseinheiten und Gebiete des Küsten-
zonenmanagements.

25. Gebiete mit naturbedingten Risiken

Gefährdete Gebiete, eingestuft nach naturbedingten Risi-
ken (sämtliche atmosphärischen, hydrologischen, seismi-
schen, vulkanischen Phänomene sowie Naturfeuer, die
aufgrund ihres örtlichen Auftretens sowie ihrer Schwere
und Häufigkeit signifikante Auswirkungen auf die Gesell-
schaft haben können, zum Beispiel Überschwemmungen,
Erdrutsche und Bodensenkungen, Lawinen, Waldbrände,
Erdbeben oder Vulkanausbrüche).

26. Atmosphärische Bedingungen

Physikalische Bedingungen in der Atmosphäre. Dazu zäh-
len Geodaten auf der Grundlage von Messungen, Model-
len oder einer Kombination aus beiden sowie Angabe der
Messstandorte.

27. Meteorologisch-geografische Kennwerte

Witterungsbedingungen und deren Messung; Niederschlag,
Temperatur, Gesamtverdunstung (Evapotranspiration),
Windgeschwindigkeit und Windrichtung.

28. Ozeanografisch-geografische Kennwerte

Physikalische Bedingungen der Ozeane (zum Beispiel
Strömungsverhältnisse, Salinität und Wellenhöhe).

29. Meeresregionen

Physikalische Bedingungen von Meeren und salzhaltigen
Gewässern, aufgeteilt nach Regionen und Teilregionen
mit gemeinsamen Merkmalen.

30. Biogeografische Regionen

Gebiete mit relativ homogenen ökologischen Bedingungen
und gemeinsamen Merkmalen.

31. Lebensräume und Biotope

Geografische Gebiete mit spezifischen ökologischen Be-
dingungen, Prozessen, Strukturen und lebensunterstüt-
zenden Funktionen als physische Grundlage für dort
lebende Organismen. Dies umfasst auch durch geografi-
sche, abiotische und biotische Merkmale gekennzeichne-
te natürliche oder naturnahe terrestrische und aquatische
Gebiete.

32. Verteilung der Arten

Geografische Verteilung des Auftretens von Tier- und
Pflanzenarten, zusammengefasst in Gitter, Region, Verwal-
tungseinheit oder einer sonstigen analytischen Einheit.

33. Energiequellen

Energiequellen wie zum Beispiel Kohlenwasserstoffe, Was-
serkraft, Bioenergie, Sonnen- und Windenergie, gegebe-
nenfalls mit Tiefen- oder Höhenangaben zur Ausdehnung
der Energiequelle.

34. Mineralische Bodenschätze

Mineralische Bodenschätze wie zum Beispiel Metallerze
und Industrieminerale, gegebenenfalls mit Tiefen- oder
Höhenangaben zur Ausdehnung der Bodenschätze.

Artikel 2

Änderung des Niedersächsischen Jagdgesetzes

Nach § 16 des Niedersächsischen Jagdgesetzes vom 16. März
2001 (Nds. GVBl. S. 100), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 13. Dezember 2007 (Nds. GVBl. S. 708), wird
der folgende § 16 a eingefügt:

„§ 16 a

Auszüge aus dem Liegenschaftskataster

§ 5 Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 1 und Satz 2 des Niedersächsi-
schen Gesetzes über das amtliche Vermessungswesen gilt für
Jagdgenossenschaften entsprechend.“

Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 17. Dezember 2010

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

David  M c A l l i s t e r
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G e s e t z
zur Neuordnung der überörtlichen 

Kommunalprüfung

Vom 17. Dezember 2010

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Gesetz 
zur Auflösung der Niedersächsischen 

Kommunalprüfungsanstalt

§ 1

Auflösung der Niedersächsischen 
Kommunalprüfungsanstalt

Die Niedersächsische Kommunalprüfungsanstalt wird mit
Ablauf des 31. Dezember 2010 aufgelöst.

§ 2

Rechtsnachfolge, Aufgabenübergang

1Das Land ist Gesamtrechtsnachfolger der Niedersächsi-
schen Kommunalprüfungsanstalt. 2Die Aufgaben der Nieder-
sächsischen Kommunalprüfungsanstalt gehen am 1. Januar
2011 auf den Landesrechnungshof über.

§ 3

Versetzung der Beschäftigten

Die am 1. Januar 2011 in den Dienst des Landes übertreten-
den Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmer, Beamtinnen und Be-
amten der Niedersächsischen Kommunalprüfungsanstalt sind
ab dem 1. Januar 2011 an den Landesrechnungshof versetzt.

§ 4

Jahresabschluss für das Jahr 2010

1Für das Haushaltsjahr 2010 stellt der Landesrechnungshof
gemäß § 12 des Niedersächsischen Kommunalprüfungsgeset-
zes in der vor dem 1. Januar 2011 geltenden Fassung für die
Niedersächsische Kommunalprüfungsanstalt den Jahresab-
schluss auf. 2Über die Entlastung des Präsidenten der Nieder-
sächsischen Kommunalprüfungsanstalt entscheidet die obers-
te Kommunalaufsichtsbehörde.

Artikel 2

Änderung des Niedersächsischen 
Kommunalprüfungsgesetzes

Das Niedersächsische Kommunalprüfungsgesetz vom 16. De-
zember 2004 (Nds. GVBl. S. 638), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 10. Dezember 2008 (Nds. GVBl. S. 403), wird wie
folgt geändert:

1. Die §§ 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

„§ 1

Prüfung

(1) Die überörtliche Prüfung der Gemeinden, Samtge-
meinden, Landkreise, kommunalen Anstalten, gemeinsa-
men kommunalen Anstalten, Zweckverbände, der Nieder-
sächsischen Versorgungskasse und der Versorgungskasse
für die Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände
des ehemaligen Landes Oldenburg (zu prüfende Einrich-
tungen) obliegt der Präsidentin oder dem Präsidenten des
Landesrechnungshofs als Prüfungsbehörde.

(2) 1Die Prüfungsbehörde kann ferner rechtlich selbstän-
dige privatrechtliche Unternehmen prüfen, an denen zu

prüfende Einrichtungen in dem in § 53 des Haushalts-
grundsätzegesetzes bezeichneten Umfang beteiligt sind,
wenn dem Land im Gesellschaftsvertrag oder in der Unter-
nehmenssatzung ein Prüfungsrecht unter Hinweis auf die-
ses Gesetz eingeräumt worden ist. 2Die für die Prüfung der
zu prüfenden Einrichtungen geltenden Bestimmungen fin-
den entsprechende Anwendung.

(3) § 3 Abs. 1 gilt mit der Maßgabe, dass die Prüfungsbe-
hörde auf Ersuchen der Landesregierung eine Prüfung
durchzuführen hat, soweit die Tätigkeit des Landesrech-
nungshofs nach Artikel 70 Abs. 1 Sätze 1 und 2 der Nie-
dersächsischen Verfassung durch die Prüfung nicht
beeinträchtigt wird. 

(4) Die Prüfungsbehörde kann Rechnungsprüfungsäm-
ter der Landkreise mit deren Einvernehmen mit der
Durchführung der Prüfung der kreisangehörigen Gemein-
den und Samtgemeinden ohne eigenes Rechnungsprü-
fungsamt gegen Kostenerstattung beauftragen.

§ 2

Inhalt der Prüfung
1Die Prüfung erstreckt sich darauf, ob das Haushalts-

und Kassenwesen der zu prüfenden Einrichtung ord-
nungsgemäß und wirtschaftlich geführt wird. 2Die Prüfung
dient auch dazu, die Haushaltswirtschaft und Organisati-
on der zu prüfenden Einrichtung durch Beratung in selbst-
verwaltungsgerechter Weise zu fördern. 3Insbesondere
sollen Verbesserungsvorschläge unterbreitet und Ver-
gleichsmöglichkeiten genutzt werden. 4Die Prüfung soll
auf den Ergebnissen der Prüfung der Rechnungsprüfungs-
ämter aufbauen.“

2. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In den Sätzen 1 und 4 wird das Wort „Kommunal-
prüfungsanstalt“ jeweils durch das Wort „Prüfungs-
behörde“ ersetzt.

bb) In Satz 5 werden die Worte „ergänzende Prüfung
(§ 2 Abs. 1 Satz 2)“ durch die Worte „Prüfung nach
§ 1 Abs. 2“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Kommunalprüfungs-
anstalt“ durch das Wort „Prüfungsbehörde“ ersetzt.

c) Die Absätze 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

„(3) Zur Erfüllung einzelner Aufgaben kann sich die
Prüfungsbehörde der Unterstützung Dritter bedienen.

(4) 1Lässt die zu prüfende Einrichtung Arbeitsvor-
gänge, die der Prüfung unterliegen, durch Dritte wahr-
nehmen, so kann die Prüfungsbehörde bei diesen Erhe-
bungen durchführen. 2Absatz 2 gilt entsprechend.“

3. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Sätze 1 und 2 wird das Wort „Kommunal-
prüfungsanstalt“ jeweils durch das Wort „Prüfungsbe-
hörde“ ersetzt.

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Die Prüfungsbehörde schließt die Prüfung mit
einer Prüfungsmitteilung an die geprüfte Einrichtung
ab, die aus einem Schlussbericht über die Prüfung und
einer Zusammenfassung über dessen wesentlichen In-
halt besteht. 2Die Prüfungsbehörde übersendet
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1. bei einer Prüfung nach § 1 Abs. 1 eine weitere Aus-
fertigung der Prüfungsmitteilung an die Kommu-
nalaufsichtsbehörde, 

2. bei einer Prüfung nach § 1 Abs. 2 weitere Ausferti-
gungen an die an dem Unternehmen beteiligten
Körperschaften und Anstalten sowie

3. bei einer Prüfung nach § 1 Abs. 3 weitere Ausferti-
gungen an die Kommunalaufsichtsbehörde und die
oberste Kommunalaufsichtsbehörde.“

c) Die Absätze 3 und 4 werden gestrichen.

4. Die §§ 5 bis 8 erhalten folgende Fassung:

„§ 5

Bekanntgabe und Auslegung

(1) 1Die Zusammenfassung über den wesentlichen In-
halt des Schlussberichts ist unverzüglich dem Hauptorgan
der kommunalen Körperschaft, bei Zweckverbänden der
Verbandsversammlung, bei Anstalten dem Verwaltungsrat
und bei Versorgungskassen der Mitgliederversammlung
bekannt zu geben. 2Jedem Mitglied des Organs ist auf Ver-
langen Einsicht in den Schlussbericht zu gewähren.

(2) 1Nach der Bekanntgabe nach Absatz 1 Satz 1 hat die
geprüfte Einrichtung die Prüfungsmitteilung an sieben
Werktagen öffentlich auszulegen, soweit schutzwürdige
Interessen Dritter nicht entgegenstehen. 2Sie hat die Ausle-
gung ortsüblich bekannt zu machen.

(3) Absatz 2 gilt nicht für Prüfungen bei den Versor-
gungskassen und Prüfungen nach § 1 Abs. 2.

§ 6

Beratung

Die Prüfungsbehörde kann zu prüfende Einrichtungen
und Unternehmen nach § 1 Abs. 2 auf deren Verlangen in
Fragen der Wirtschaftlichkeit und Organisation gegen Er-
stattung der Kosten beraten.

§ 7

Prüfungsbeirat

(1) 1Bei der Prüfungsbehörde wird für die Prüfung ein
Prüfungsbeirat gebildet, der aus acht Mitgliedern besteht.
2Für jedes Mitglied ist ein stellvertretendes Mitglied zu be-
stimmen. 3Die oberste Kommunalaufsichtsbehörde bestimmt
zwei Mitglieder und zwei stellvertretende Mitglieder. 4Der
Niedersächsische Städte- und Gemeindebund, der Nieder-
sächsische Städtetag und der Niedersächsische Landkreis-
tag bestimmen jeweils zwei Mitglieder und zwei stell-
vertretende Mitglieder für die Dauer von fünf Jahren. 5Die
kommunalen Spitzenverbände können als Mitglieder und
stellvertretende Mitglieder nur Personen bestimmen, die
ihren Organen angehören. 6Scheidet ein Mitglied oder
stellvertretendes Mitglied aus einem Organ des kommuna-
len Spitzenverbandes aus, so kann es durch den Verband
abberufen werden. 7Die Tätigkeit im Prüfungsbeirat wird
vom Land nicht vergütet. 8Die Mitglieder und stellvertre-
tenden Mitglieder nach Satz 4 nehmen die Tätigkeit im
Prüfungsbeirat ehrenamtlich wahr.

(2) 1Der Prüfungsbeirat beschließt Empfehlungen für die
Ausrichtung und Durchführung der Prüfungstätigkeit. 2Er
wirkt bei der Prüfungsplanung beratend mit.

(3) 1Der Prüfungsbeirat gibt sich eine Geschäftsordnung.
2Er wählt aus der Mitte seiner Mitglieder eine Vorsitzende
oder einen Vorsitzenden. 3Die Vertretung für den Vorsitz
regelt die Geschäftsordnung.

(4) Zur ersten Sitzung des Prüfungsbeirats lädt die Prü-
fungsbehörde ein.

§ 8

Prüfungsbehörde

(1) 1Die Rechtsstellung und die Vertretung der Präsiden-
tin oder des Präsidenten des Landesrechnungshofs für die
Wahrnehmung der Aufgaben nach diesem Gesetz richten
sich nach § 5 Abs. 1 und § 9 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 des
Gesetzes über den Niedersächsischen Landesrechnungs-
hof (LRHG). 2§ 12 LRHG findet keine Anwendung.

(2) Die Landesregierung kann auf Vorschlag der Präsi-
dentin oder des Präsidenten des Landesrechnungshofs im
Benehmen mit dem Prüfungsbeirat eine Beschäftigte oder
einen Beschäftigten des Landesrechnungshofs mit deren
oder dessen Zustimmung damit betrauen, die Aufgaben
nach § 1 Abs. 1 bis 3 gemeinsam mit der Präsidentin oder
dem Präsidenten des Landesrechnungshofs wahrzuneh-
men; § 12 Abs. 2 Satz 2 LRHG gilt entsprechend.“

5. Die §§ 9 bis 15 werden gestrichen.

Artikel 3

Änderung des Niedersächsischen 
Besoldungsgesetzes

Die Anlage 1 (zu § 2) des Niedersächsischen Besoldungsge-
setzes in der Fassung vom 7. November 2008 (Nds. GVBl.
S. 334), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), wird wie folgt geän-
dert:

1. In der Niedersächsischen Besoldungsordnung A wird in
der Besoldungsgruppe 16 das Amt „Vizepräsidentin oder
Vizepräsident der Kommunalprüfungsanstalt“ gestrichen.

2. In der Niedersächsischen Besoldungsordnung B wird in
der Besoldungsgruppe 3 das Amt „Präsidentin oder Präsi-
dent der Kommunalprüfungsanstalt“ gestrichen.

Artikel 4

Änderung der Stellenobergrenzenverordnung

§ 13 der Stellenobergrenzenverordnung vom 26. Juni 2007
(Nds. GVBl. S. 238), geändert durch Verordnung vom 17. No-
vember 2010 (Nds. GVBl. S. 520), wird gestrichen.

Artikel 5

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.

Hannover, den 17. Dezember 2010

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

David  M c A l l i s t e r



Nds. GVBl. Nr. 32/2010, ausgegeben am 28. 12. 2010

631

Haushaltsbegleitgesetz 2011

Vom 17. Dezember 2010

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Niedersächsischen Besoldungsgesetzes

Das Niedersächsische Besoldungsgesetz in der Fassung vom
7. November 2008 (Nds. GVBl. S. 334), zuletzt geändert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl.
S. 629), wird wie folgt geändert:

1. In § 19 Satz 1 wird das Wort „Rechtsverordnung“ durch
das Wort „Verordnung“ ersetzt.

2. Die Anlage 1 (zu § 2) wird wie folgt geändert:

a) Die Niedersächsische Besoldungsordnung A wird wie
folgt geändert:

aa) In der Besoldungsgruppe 14 wird dem Amt „Rek-
torin, Rektor“ der Funktionszusatz „— als Fachbe-
raterin oder Fachberater für Unterrichtsqualität“
angefügt.

bb) In der Besoldungsgruppe 15 wird dem Amt „Studien-
direktorin, Studiendirektor“ der Funktionszusatz
„— als Fachberaterin oder Fachberater für Unter-
richtsqualität“ angefügt.

cc) In der Besoldungsgruppe 16 wird das Amt „Polizei-
vizepräsidentin, Polizeivizepräsident“ gestrichen.

b) Die Niedersächsische Besoldungsordnung B wird wie
folgt geändert:

aa) Die Besoldungsgruppe 2 wird wie folgt geändert:

aaa) Bei dem Amt „Abteilungsdirektorin, Abtei-
lungsdirektor“ werden der Funktionszusatz
„— als Leiterin oder Leiter einer großen und
bedeutsamen Gruppe der Oberfinanzdirektion,
sofern für die eigene und mindestens eine
weitere Gruppe Vertreterin oder Vertreter der
Finanzpräsidentin oder des Finanzpräsidenten“
durch den Funktionszusatz „— als Leiterin
oder Leiter eines großen und bedeutsamen
Bereiches der Oberfinanzdirektion Nieder-
sachsen, wenn sie oder er für den eigenen
und mindestens einen weiteren Bereich Ver-
treterin oder Vertreter der Finanzpräsidentin
oder des Finanzpräsidenten ist“ ersetzt und
der Funktionszusatz „— als allgemeine Ver-
treterin oder allgemeiner Vertreter der Direk-
torin oder des Direktors der Polizeiakademie
Niedersachsen“ angefügt.

bbb) Das Amt „Direktorin oder Direktor der Poli-
zeiakademie Niedersachsen“ wird gestrichen.

ccc) Es werden die Ämter „Polizeivizepräsidentin,
Polizeivizepräsident“ und „Vizepräsidentin
oder Vizepräsident des Landeskriminalamtes“
eingefügt.

bb) Die Besoldungsgruppe 3 wird wie folgt geändert:

aaa) Die Ämter „Direktorin oder Direktor des Lan-
deskriminalamtes“ und „Präsidentin oder Prä-
sident des Landesamtes für Bezüge und Ver-
sorgung“ werden gestrichen.

bbb) Es wird das Amt „Direktorin oder Direktor der
Polizeiakademie Niedersachsen“ eingefügt.

cc) In der Besoldungsgruppe 4 werden die Ämter „Fi-
nanzpräsidentin oder Finanzpräsident — als stän-
dige Vertreterin oder ständiger Vertreter der Ober-
finanzpräsidentin oder des Oberfinanzpräsidenten“
und „Präsidentin oder Präsident des Landeskrimi-
nalamtes“ eingefügt.

Artikel 2

Abweichungen von landesrechtlichen Vorschriften 
bei Maßnahmen der Verwaltungsmodernisierung

(1) 1Werden Beamtinnen, Beamte, Arbeitnehmerinnen oder
Arbeitnehmer (Beschäftigte) infolge von Maßnahmen der Ver-
waltungsmodernisierung zu einer Behörde eines anderen Dienst-
herrn mit dem Ziel der Übernahme durch diesen Dienstherrn
abgeordnet, so kann das Land die Personalausgaben für die
betroffenen Beschäftigten abweichend von § 50 Abs. 3 und 4
der Niedersächsischen Landeshaushaltsordnung für die Dauer
der Abordnung weiter leisten, höchstens jedoch für die Dauer
von 24 Monaten. 2Leistet das Land an den anderen Dienst-
herrn Zahlungen, weil es diesem eine Aufgabe übertragen hat,
so werden die nach Satz 1 geleisteten Personalausgaben auf
diese Zahlungen angerechnet. 3Satz 1 ist nur anzuwenden,
wenn

1. die aufnehmende Behörde spätestens sechs Monate nach
Beginn der Abordnung erklärt, dass sie die Beschäftigte
oder den Beschäftigten übernimmt, und 

2. die Beschäftigte oder der Beschäftigte die Bereitschaft zur
Versetzung oder zur Beendigung des bisherigen Arbeits-
verhältnisses erklärt.

4Die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn Beschäftigte zu
einem Arbeitgeber außerhalb des öffentlichen Dienstes wech-
seln.

(2) 1Wechselt eine Beschäftigte oder ein Beschäftigter bei
Maßnahmen im unmittelbaren Zusammenhang mit der Ver-
waltungsmodernisierung an einen anderen Dienstort, so ist
auf Antrag der oder des Beschäftigten von der Zusage der Um-
zugskostenvergütung ab dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens
des Wechsels der oder des Beschäftigten abzusehen, längstens
jedoch für die Dauer von zwei Jahren. 2Wird ein Antrag nach
Satz 1 gestellt, so wird 

1. während des von der oder dem Beschäftigten bestimmten
Zeitraums Trennungsgeld abweichend von § 1 Abs. 3 Nr. 1
der Trennungsgeldverordnung (TGV) in der Fassung vom
29. Juni 1999 (BGBl. I S. 1533), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 3 Abs. 38 der Verordnung vom 12. Februar 2009
(BGBl. I S. 320), auch gewährt, wenn die Wohnung der
oder des Beschäftigten im Einzugsgebiet liegt,

2. § 6 Abs. 1 Sätze 2 bis 4 und Abs. 4 TGV nicht angewendet.

Artikel 3

Gesetz 
über die Festsetzung des Steuersatzes 

für die Grunderwerbsteuer in Niedersachsen

(1) Der Steuersatz für die Grunderwerbsteuer für Rechts-
vorgänge, die sich auf in Niedersachsen liegende Grundstücke
beziehen und ab dem 1. Januar 2011 verwirklicht werden, be-
trägt 4,5 vom Hundert.

(2) Absatz 1 ersetzt in Niedersachsen § 11 Abs. 1 des Grund-
erwerbsteuergesetzes in der Fassung vom 26. Februar 1997
(BGBl. I S. 418, 1804), zuletzt geändert durch Artikel 7 des
Gesetzes vom 22. Dezember 2009 (BGBl. I S. 3950).

Artikel 4

Änderung des Niedersächsischen Pflegegesetzes

Das Niedersächsische Pflegegesetz in der Fassung vom 26. Mai
2004 (Nds. GVBl. S. 157), zuletzt geändert durch Artikel 4 des
Gesetzes vom 17. Dezember 2007 (Nds. GVBl. S. 775), wird
wie folgt geändert:
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1. § 10 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „stationären“ durch
das Wort „teilstationären“ ersetzt.

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz.

bb) Satz 2 wird gestrichen.

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz.

bb) Satz 2 wird gestrichen.

d) In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „Satz 1“ gestrichen.

e) In Absatz 4 wird die Zahl „2“ durch die Zahl „3“ ersetzt.

2. § 11 wird wie folgt geändert:

a) Am Ende der Nummer 6 wird das Komma durch einen
Punkt ersetzt.

b) Nummer 7 wird gestrichen.

Artikel 5

Auflösung der „Stiftung Zukunfts- und 
Innovationsfonds Niedersachsen“

(1) Die „Stiftung Zukunfts- und Innovationsfonds Nieder-
sachsen“ wird aufgelöst.

(2) Das Land ist Rechtsnachfolger der „Stiftung Zukunfts-
und Innovationsfonds Niedersachsen“.

(3) Das Stiftungsvermögen wird dem Landeshaushalt zuge-
führt.

(4) Das Gesetz über die „Stiftung Zukunfts- und Innovations-
fonds Niedersachsen“ vom 7. Juni 2007 (Nds. GVBl. S. 209)
wird aufgehoben.

Artikel 6

Änderung des Niedersächsischen Wassergesetzes

Das Niedersächsische Wassergesetz vom 19. Februar 2010
(Nds. GVBl. S. 64), geändert durch Verordnung vom 22. Juni 2010
(Nds. GVBl. S. 258), wird wie folgt geändert:

1. In § 67 Abs. 2 Satz 3 wird das Wort „Eineinhalbfache“
durch das Wort „Dreifache“ ersetzt.

2. In der Anlage 5 (zu § 64 Abs. 1 Satz 4) wird die Nummer 1
wie folgt geändert:

a) Buchstabe c wird gestrichen.

b) Der bisherige Buchstabe d wird Buchstabe c.

Artikel 7

Änderung des Niedersächsischen Brandschutzgesetzes

§ 25 des Niedersächsischen Brandschutzgesetzes vom 8. März
1978 (Nds. GVBl. S. 233), zuletzt geändert durch Artikel 4 des
Gesetzes vom 17. Dezember 2009 (Nds. GVBl. S. 491), wird
wie folgt geändert:

1. Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Die Landkreise und Gemeinden erhalten für die
Durchführung der ihnen nach diesem Gesetz obliegenden
Aufgaben vom Aufkommen der Feuerschutzsteuer, soweit
dieses im Kalenderjahr nicht mehr als 36 Millionen Euro
beträgt, 75 vom Hundert, höchstens jedoch 24 Millionen
Euro. 2Übersteigt das Aufkommen im Kalenderjahr 36 Mil-
lionen Euro, so erhalten die Landkreise und Gemeinden
zusätzlich 75 vom Hundert des den Betrag von 36 Millionen
Euro übersteigenden Anteils. 3Die in den Sätzen 1 und 2
genannten Mittel werden den Landkreisen, den kreisfreien
Städten und den Gemeinden mit Berufsfeuerwehr schlüs-
selmäßig zugewiesen. 4Die übrigen Gemeinden erhalten von
den Landkreisen Zuweisungen aus den diesen zugeteilten
Mitteln. 5Die Verteilung nach den Sätzen 3 und 4 wird
vom zuständigen Ministerium durch Richtlinien geregelt.“

2. In Absatz 3 werden die Worte „von 25 vom Hundert“ ge-
strichen.

Artikel 8

Änderung des Niedersächsischen Abgeordnetengesetzes

§ 31 Abs. 1 des Niedersächsischen Abgeordnetengesetzes in
der Fassung vom 20. Juni 2000 (Nds. GVBl. S. 129), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 17 des Gesetzes vom 7. Oktober 2010
(Nds. GVBl. S. 462), wird wie folgt geändert:

1. In Satz 2 wird die Zahl „50 950“ durch die Zahl „51 714“
ersetzt.

2. In Satz 3 werden die Zahl „1 867“ durch die Zahl „1 895“
und die Zahl „377“ durch die Zahl „383“ ersetzt.“

Artikel 9

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 treten Artikel 6 Nr. 1 am 1. De-
zember 2011 und Artikel 8 mit Wirkung vom 1. März 2010 in
Kraft.

(3) Artikel 2 dieses Gesetzes tritt mit Ablauf des 31. Dezem-
ber 2015 außer Kraft.

Hannover, den 17. Dezember 2010

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

David  M c A l l i s t e r
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G e s e t z
über die Feststellung des Haushaltsplans 

für das Haushaltsjahr 2011
(Haushaltsgesetz 2011 — HG 2011 —)

Vom 17. Dezember 2010

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

1Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2011 (Gesamt-
plan — Anlage 1 —) wird in Einnahme und Ausgabe auf
25 133 998 000 Euro festgestellt. 2Die Summe der im Haus-
haltsplan für das Haushaltsjahr 2011 ausgebrachten Ermäch-
tigungen, über das Haushaltsjahr 2011 hinaus Verpflichtun-
gen zulasten des Landes einzugehen, wird auf 1 137 504 000
Euro festgestellt.

§ 2

1Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für Zuwen-
dungen im Sinne des § 23 der Niedersächsischen Landeshaus-
haltsordnung (LHO) zur Deckung der gesamten Ausgaben
oder eines nicht abgegrenzten Teils der Ausgaben einer Stelle
außerhalb der Landesverwaltung (institutionelle Förderung)
sind gesperrt, solange die Übersichten nach § 26 Abs. 3 Satz 1
Nr. 2 LHO nicht von dem zuständigen Ministerium und dem
Finanzministerium gebilligt sind. 2Ausnahmen kann das Fi-
nanzministerium zulassen.

§ 3

(1) Das Finanzministerium ist ermächtigt, im Haushaltsjahr
2011 zur Deckung von Ausgaben Kredite vom Kreditmarkt bis
zur Höhe von 1 950 000 000 Euro aufzunehmen.

(2) 1Das Finanzministerium ist ferner ermächtigt, zweckge-
bundene Darlehen, insbesondere aus Mitteln des Bundes, die
vor allem zur Förderung des Wohnungsbaus gewährt werden,
bis zur Höhe von 113 000 Euro aufzunehmen. 2Diese Krediter-
mächtigung erhöht sich insoweit, als die zur Verfügung ge-
stellten zweckgebundenen Darlehen die im Haushaltsplan
veranschlagten Beträge überschreiten.

(3) Des Weiteren wird das Finanzministerium ermächtigt,
Landesmittel bis zur Höhe von 128 000 000 Euro für die nach-
folgend genannten Fördermaßnahmen über einen Zeitraum
bis zu zehn Jahren durch die Investitions- und Förderbank
Niedersachsen GmbH (NBank) finanzieren zu lassen:

1. Förderung städtebaulicher Sanierungs- und Entwicklungs-
maßnahmen nach den §§ 164 a und 164 b des Baugesetz-
buchs in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I
S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes
vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585),

2. Förderung der Errichtung von Krankenhäusern einschließ-
lich Erstausstattung mit Anlagegütern und Wiederbeschaf-
fung von Anlagegütern nach § 9 Abs. 1 sowie Förderung
der Wiederbeschaffung kurzfristiger Anlagegüter nach § 9
Abs. 3 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes in der Fas-
sung vom 10. April 1991 (BGBl. I S. 886), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. März 2009 (BGBl. I
S. 534).

§ 4

(1) Das Finanzministerium ist ermächtigt, Garantien und
Bürgschaften zulasten des Landes bis zur Höhe von
2 135 000 000 Euro zu übernehmen.

(2) 1Zur Übernahme solcher Garantien und Bürgschaften ist
die Einwilligung des Ausschusses für Haushalt und Finanzen
des Landtages erforderlich. 2Ausgenommen sind Bürgschaften
und Garantien, die

1. nach den Allgemeinen Bürgschaftsrichtlinien des Landes
Niedersachsen sowie den Grundsätzen bei der Übernahme
von Bürgschaften für Schiffbaukredite,

2. nach den Bürgschaftsrichtlinien des Landes Niedersach-
sen für den Wohnungsbau einschließlich des Erwerbs vor-
handener Wohnungen durch kinderreiche Familien und
der Umwandlung von Mietwohnungen in Eigentumswoh-
nungen,

3. zugunsten der Hannoverschen Beteiligungsgesellschaft mbH
für Finanzierungen innerhalb des beschlossenen Wirt-
schaftsplans und für Refinanzierungen,

4. nach der Richtlinie über die Gewährung von Zuwendun-
gen für investive Maßnahmen landwirtschaftlicher Unter-
nehmen in Niedersachsen (Agrarinvestitionsförderungs-
programm),

5. gegenüber der EU-Kommission im Rahmen ihres Pro-
gramms INTERREG IV für Haushaltsjahre bis einschließlich
2015 und bis zur Höhe von höchstens 19 594 000 Euro,

6. nach der Richtlinie des Landes Niedersachsen für Garanti-
en von Beteiligungen an kleinen und mittleren Unterneh-
men der gewerblichen Wirtschaft,

7. als Rückbürgschaften gegenüber der Bürgschaftsbank für
Sozialwirtschaft GmbH (BBfS), Köln, mit höchstens 50 vom
Hundert des Risikos der BBfS,

8. als Rückbürgschaften und Rückgarantien gegenüber der
Niedersächsischen Bürgschaftsbank GmbH, Hannover, ge-
gen komplementäre Erklärungen des Bundes,

9. zugunsten der JadeWeserPort Realisierungs GmbH & Co. KG

übernommen werden.

(3) Das Finanzministerium ist in den Fällen des Absatzes 2
Satz 2 Nr. 2 ermächtigt, die Übernahme von Bürgschaften und
Gewährleistungen und die Vollziehung der entsprechenden
Urkunden auf die mit den Förderprogrammen befassten Stel-
len außerhalb der Landesverwaltung zu übertragen.

§ 5

Der nach § 37 Abs. 1 Satz 4 Nr. 3 LHO zu bestimmende Be-
trag wird auf 5 100 000 Euro festgesetzt.

§ 6

(1) Die gesetzlichen Vorschriften über die Veranschlagung
und Bewirtschaftung von Personalausgaben werden durch die
nachstehenden Allgemeinen Bestimmungen zu den Personal-
ausgaben für das Haushaltsjahr 2011 (Allgemeine Bestim-
mungen 2011) — Anlage 2 — ergänzt.

(2) 1In Kapiteln mit Personalkostenbudgetierung wird ein
Beschäftigungsvolumen als Richtwert festgelegt. 2Es wird ge-
bildet durch Umrechnung der Zahl der jahresdurchschnitt-
lich mit Bezügen Beschäftigten in Vollzeiteinheiten pro Jahr.
3Das Finanzministerium ist ermächtigt, das Beschäftigungsvo-
lumen infolge von über- oder außerplanmäßigen Erhöhungen
des Personalkostenbudgets, Umsetzungen gemäß § 50 LHO,
Vollzug von kw-Vermerken sowie zulässigen kapitelübergrei-
fenden Verwendungen von Stellen zu verändern.

(3) 1Die zur Finanzierung des Beschäftigungsvolumens er-
forderlichen Mittel werden kapitelweise in einem Personalkos-
tenbudget zusammengefasst. 2Soweit Mittel im Personalkos-
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tenbudget zur Verfügung stehen, kann das Beschäftigungsvo-
lumen überschritten werden, sofern unbeschadet des vorran-
gigen Personalabbaus durch die Verwaltungsmodernisierung
sichergestellt ist, dass Ausgaben in Folgejahren nicht entste-
hen. 3Das Finanzministerium ist ermächtigt, die Personalko-
stenbudgets aufgrund von wesentlichen Veränderungen der
Rahmenbedingungen, insbesondere bei Besoldungs- und Ta-
riferhöhungen, bis zur Höhe der in Kapitel 13 02 Titel 461 11
veranschlagten Mittel anzupassen; dies gilt auch für die nach
§ 17 a LHO budgetierten Verwaltungsbereiche.

(4) 1Überschreitungen des Personalkostenbudgets vermin-
dern das Personalkostenbudget im Folgejahr sowie in entspre-
chendem Umfang das Beschäftigungsvolumen. 2Satz 1 gilt
nicht, wenn das Beschäftigungsvolumen eingehalten wurde;
Erhöhungen des Beschäftigungsvolumens nach Nummer 6
Abs. 1 Satz 9 der Allgemeinen Bestimmungen bleiben unbe-
rücksichtigt. 3Satz 1 gilt auch nicht für die nach § 17 a LHO
budgetierten Verwaltungsbereiche.

(5) 1Die Absätze 2 bis 4 gelten ausschließlich für Kapitel mit
Personalkostenbudgetierung. 2Das Personalkostenbudget um-
fasst die Titel 422 01, 422 10, 422 11, 422 19, 428 01, 428 02,
428 03, 428 05, 428 10, 428 11 und 428 27, soweit sie in den
jeweiligen Kapiteln ausgebracht sind, sowie in den Kapiteln
03 14 und 03 18 den Titel 429 10. 3Abweichend von § 20
Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a LHO bilden diese Titel innerhalb eines
Kapitels sowie innerhalb der Kapitel 07 10 bis 07 18 einen ei-
genen Deckungskreis. 4Sonstige Vorschriften über die Bewirt-
schaftung von Personalausgaben und Stellen bleiben unbe-
rührt.

§ 7

1Das Finanzministerium ist ermächtigt, die Stellen, die bis
zur Verkündung dieses Gesetzes im Wege der Abweichung
von den Bedarfsnachweisen des Haushaltsjahres 2010 zu den
für Beamtinnen und Beamte im Vorbereitungsdienst in Be-
tracht kommenden Titeln genehmigt wurden, in den entspre-
chenden Bedarfsnachweisen darzustellen, soweit sie im
Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2011 noch nicht enthal-
ten sind. 2Entsprechendes gilt

1. für Änderungen in den Stellenplänen aufgrund der Num-
mern 1 und 3 der Allgemeinen Bestimmungen 2010,

2. für die im Haushaltsjahr 2010 nach den Haushaltsvermer-
ken zu den Stellenplänen der Kapitel 06 13 bis 06 19,
06 22, 06 23, 06 31, 06 32 und 06 34 bis 06 38 in Auswir-
kung des Niedersächsischen Hochschulgesetzes in der
Fassung vom 26. Februar 2007 (Nds. GVBl. S. 69), zuletzt
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. Juni 2010
(Nds. GVBl. S. 242), vorgenommenen Stellenumwandlun-
gen.

§ 8

(1) 1Werden Maßnahmen vom Land Niedersachsen und der
Europäischen Gemeinschaft gemeinsam finanziert, bei denen
nach dem Recht der Europäischen Gemeinschaft ein Rechts-
anspruch auf Förderung besteht, so kann das Finanzministeri-
um Mehrausgaben ohne Ausgleich durch Einsparungen bei
anderen Ausgaben in Höhe von zweckgebundenen Mehrein-
nahmen über den im Haushaltsplan veranschlagten entspre-
chenden Landesanteil hinaus zulassen. 2§ 37 Abs. 1 Satz 3
Nr. 2 LHO ist nicht anzuwenden.

(2) 1Mehrausgaben bei den Titeln der Gemeinschaftsaufga-
ben „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschut-
zes“ und „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“,
durch welche die jeweils für die Gemeinschaftsaufgabe veran-
schlagten Landesmittel überschritten werden, dürfen nur mit
Einwilligung des Finanzministeriums geleistet werden und
müssen durch Einsparungen an anderer Stelle innerhalb des
die jeweilige Gemeinschaftsaufgabe betreffenden Einzel-
plans 08, 09 oder 15 oder durch für diesen Zweck bereitge-

stellte Mittel öffentlich-rechtlicher Körperschaften, Anstalten
und Stiftungen gedeckt sein. 2Stellt der Bund zusätzliche Ver-
pflichtungsermächtigungen bereit, so darf das zuständige
Fachministerium mit Einwilligung des Finanzministeriums
zusätzliche Verpflichtungen unter Berücksichtigung des Mit-
leistungsverhältnisses eingehen.

(3) Das Finanzministerium ist ermächtigt, Mittel des Son-
dervermögens „Landesliegenschaftsfonds Niedersachsen“ in
Anspruch zu nehmen, um Mehrausgaben zu decken, die er-
forderlich sind, um den Verkauf landeseigener Liegenschaften
oder wirtschaftliche Unterbringungskonzepte, die zur finanzi-
ellen Entlastung des Landeshaushalts beitragen, zu verwirkli-
chen.

§ 9

(1) Aufwandsentschädigungen betreffende Erläuterungen
sind für die Bewirtschaftung verbindlich.

(2) Das Finanzministerium kann Ausnahmen zulassen.

§ 10

(1) Abweichend von § 35 Abs. 1 LHO sind durch Absetzen
von der Ausgabe zu vereinnahmen:

1. Beträge, die von anderen als Landesbetrieben aus Anlass
der Mitbenutzung landeseigener oder vom Land angemie-
teter Einrichtungen erstattet werden, wenn die Erstat-
tungsbeträge und die Gesamtkosten in demselben
Haushaltsjahr anfallen und auf der gleichen Berechnungs-
grundlage beruhen;

2. Erstattungen von Personalausgaben (Hauptgruppe 4), so-
weit es sich nicht um durchlaufende Mittel Dritter (bei-
spielsweise Bundesmittel) handelt, sowie Zahlungen von
Eingliederungszuschüssen durch die Bundesagentur für
Arbeit;

3. Erstattungen bei folgenden Titeln — einschließlich der
entsprechenden Titel in Titelgruppen und in nach § 17 a
LHO budgetierten Kapiteln —:

a) Titel 511 01 und 518 02 — aus der Anfertigung von Fo-
tokopien für Dritte —,

b) Titel 511 01 — aus der privaten Inanspruchnahme
dienstlicher Fernmeldeanlagen —,

c) Titel 514 01 — aus der privaten Nutzung von Dienst-
kraftfahrzeugen —,

d) Titel 517 01 — aus Erstattungen Dritter —,

e) Titel 527 01, 527 02 und 525 01 — aus Erstattungen
aus dem öffentlichen Bereich sowie nach den Vor-
schriften über den öffentlichen Personenverkehr —;

4. Schadensersatz, den Dritte im Rahmen der Durchführung
der im Einzelplan 20 sowie im Kapitel 06 04 einzeln ver-
anschlagten Hochbaumaßnahmen leisten, solange die je-
weilige Maßnahme im Haushaltsplan aufgeführt ist;

5. Einnahmen aus Vereinbarungen nach § 34 b LHO;

6. Zuschüsse des Integrationsamtes aus der Ausgleichsabga-
be nach dem Schwerbehindertenrecht (Kapitel 50 51).

(2) Werden Gebührenanteile im Rahmen einer Kostenbetei-
ligung gemäß § 4 Abs. 2 des Niedersächsischen Verwaltungs-
kostengesetzes (NVwKostG) in der Fassung vom 25. April
2007 (Nds. GVBl. S. 172), zuletzt geändert durch Gesetz vom
17. März 2010 (Nds. GVBl. S. 134), an Behörden anderer Kör-
perschaften abgeführt oder vom Kostenschuldner geleistete
Erstattungen von Auslagen gemäß § 13 NVwKostG an andere
Behörden weitergeleitet, so sind die Ausgaben abweichend
von § 35 Abs. 1 LHO von der Einnahme abzusetzen.

(3) Das Nähere bestimmt das Finanzministerium.



Nds. GVBl. Nr. 32/2010, ausgegeben am 28. 12. 2010

635

§ 11

Aufgrund des § 1 Abs. 2 der Verordnung über die Erhebung
der Gewerbe- und der Grundsteuer in gemeindefreien Gebie-
ten vom 2. Oktober 2008 (Nds. GVBl. S. 304) wird der He-
besatz für das Haushaltsjahr 2011 auf 412 vom Hundert
festgesetzt.

§ 12

Für die im Zusammenhang mit dem Konjunkturpaket II des
Bundes veranschlagten Haushaltsmittel wird Folgendes be-
stimmt:

1. Abweichend von § 35 Abs. 2 LHO wird zugelassen, dass
für die in Kapitel 13 98 bestimmten Zwecke Ausgaben aus
verschiedenen Titeln des Haushalts geleistet werden.

2. Abweichend von § 45 Abs. 2 LHO können bei übertragba-
ren Ausgaben Ausgabereste gebildet werden, die auch
über das zweitnächste Haushaltsjahr verfügbar bleiben.

3. Das Finanzministerium wird ermächtigt, die im Kapitel
13 98 veranschlagten Haushaltsmittel nach Maßgabe des
in der Veranschlagung bestimmten Zwecks in das entspre-
chende Kapitel eines anderen Einzelplans umzusetzen.

§ 13

1§ 1 des Niedersächsischen Landesvergabegesetzes (LVergabeG)
vom 15. Dezember 2008 (Nds. GVBl. S. 411) gilt für das Haus-
haltsjahr 2011 mit der Maßgabe, dass das Niedersächsische
Landesvergabegesetz ab einem Auftragswert von mindestens
100 000 Euro anzuwenden ist. 2Abweichend von Satz 1 bleibt
bei der Anwendung des § 3 LVergabeG der in § 1 LVergabeG
bestimmte Schwellenwert maßgeblich.

§ 14

§ 28 Abs. 3 Satz 2 des Niedersächsischen Wassergesetzes
vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. S. 64), zuletzt geändert
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 (Nds.
GVBl. S. 631), ist für das Haushaltsjahr 2011 mit der Maßgabe
anzuwenden, dass die Zahl „40“ durch die Zahl „38“ ersetzt
wird.

§ 15

Die Vorschriften und Ermächtigungen der §§ 4, 6, 9, 10, 12
und 13 gelten bis zur Verkündung des Haushaltsgesetzes
2012 weiter.

§ 16

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.

Hannover, den 17. Dezember 2010

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

David  M c A l l i s t e r
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G e s a m t -

A. Haushalts-

Einnahmen

0 1 2 3 4

Epl. Bezeichnung Einnahmen 
aus Steuern 
und steuer-
ähnlichen 

Abgaben sowie 
EU-Eigenmittel

Verwaltungs-
einnahmen,
Einnahmen 

aus Schulden-
dienst und 
dergleichen

Einnahmen aus
Zuweisungen
und Zuschüs-

sen mit 
Ausnahme für 
Investitionen

Einnahmen aus
Schuldenauf-
nahmen, aus
Zuweisungen 

und 
Zuschüssen für 
Investitionen, 

besondere
Finanzierungs-

einnahmen

Gesamt-
einnahmen

Personal-
ausgaben

Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

01 Landtag                            — 40          —         — 40 36 006

02 Staatskanzlei                      — 832 954 — 1 786 21 059

03 Ministerium für Inneres
und Sport

— 68 480 22 336 1 043 91 859 1 082 903

04 Finanzministerium                  — 69 430 147 776 3 217 209 573 095

05 Ministerium für 
Soziales, Frauen, Familie,
Gesundheit und Integration

       — 20 301 568 391 126 049 714 741 102 906

06 Ministerium für
Wissenschaft und Kultur 

         — 36 510 234 567 132 070 403 147 62 332

07 Kultusministerium                  — 7 325 3 585 35 298 46 208 3 915 902

08 Ministerium für Wirtschaft,
Arbeit und Verkehr

          — 460 992 837 178 268 465 1 566 635 185 591

09 Ministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft,
Verbraucherschutz und 
Landesentwicklung

5 350 28 091 134 924 39 353 207 718 96 538

11 Justizministerium         — 353 491 2 229         — 355 720 655 266

12 Staatsgerichtshof                 —         —         —          — — 151

13 Allgemeine
Finanzverwaltung

16 570 000 875 819 1 389 701 2 433 432 21 268 952 2 939 663

14 Landesrechnungshof                 — 6         — 35 41 13 870

15 Ministerium für Umwelt
und Klimaschutz

91 000 52 595 34 489 79 956 258 040 61 535

20 Hochbauten                        — 202   — 1 700 1 902           —

Summe 2011 16 666 350 1 974 114 3 376 130 3 117 404 25 133 998 9 746 817

Summe 2010 15 618 850 1 755 234 3 215 828 4 253 659 24 843 571 9 547 981

   2011 mehr (+)/weniger (—) +1 047 500 +218 880 +160 302 —1 136 255 —290 427 +198 836
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Anlage 1
(zu § 1 Satz 1)

p l a n

übersicht

Ausgaben

5 6 7 8 9

Sächliche
Verwaltungs-
ausgaben und
Ausgaben für

den Schulden-
dienst

Ausgaben für
Zuweisungen

und Zuschüsse
mit Ausnahme

für 
Investitionen

Bau-
maßnahmen

Sonstige 
Ausgaben für 
Investitionen 

und 
Investitions-

förder-
maßnahmen

Besondere
Finanzierungs-

ausgaben

Gesamt-
ausgaben

2011
Überschuss (+)
Zuschuss (—)

(Sp. 7—Sp. 14)

Verpflich-
tungs-

ermächti-
gungen

Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR

9 10 11 12 13 14 15 16

3 256 8 664         — 565  — 48 491 —48 451 —

5 768 2 453        — 205 2 903 32 388 —30 602 40

208 762 211 198 178 102 504 39 806 1 645 351 —1 553 492 45 308

193 705 1 858 — 11 944 27 229 807 831 —590 622 —

42 286 2 935 938        — 319 335 —22 794 3 377 671 —2 662 930 166 793

17 649 2 374 592 — 228 170 —6 878 2 675 865 —2 272 718 437 071

32 499 760 569         — 37 966  —6 548 4 740 388 —4 694 180 18 000

366 544 454 610 99 370 540 743 —6 929 1 639 929 +73 294 102 574

30 067 141 273 2 555 66 804 125 652 462 889 —255 171 84 436

340 068 16 294 1 000 10 271 42 110 1 065 009 —709 289 93 370

65           —         —         —         — 216 —216            —

2 205 099 3 087 581 — 37 466 —138 306 8 131 503 +13 137 449 90 000

1 933 — — — 219 16 022 —15 981 —

48 602 130 706 29 012 58 973 59 042 387 870 —129 830 96 912

33 712 78 68 785 — — 102 575 —100 673 3 000

3 530 015 10 125 814 200 900 1 414 946 115 506 25 133 998       — 1 137 504

3 339 761 9 561 310 279 541 1 989 574 125 404 24 843 571       — 1 521 030

+190 254 —564 504 —78 641 —574 628 —9 898 —290 427      — —383 526
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B. Finanzierungsübersicht

C. Kreditfinanzierungsplan

2011

in Mio. EUR

I. Ermittlung des Finanzierungssaldos

1. A u s g a b e n

Ausgaben nach § 1 HG 2011 ...................................................................................................... 25 134,0

(ohne Schuldentilgung an den Kreditmarkt für Allgemeine Deckungskredite)

davon ab: Schuldentilgung für zweckgebundene Kredite an den Kreditmarkt 
(siehe Abschnitt II Nr. 1.2.2) .....................................................................................  0,2

Zuführungen an Rücklagen (siehe Abschnitt II Nr. 3.2) ........................................... 7,7

Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen (siehe Abschnitt II Nr. 2.2) ...................... —,— 25 126,1

2. E i n n a h m e n

Einnahmen nach § 1 HG 2011 ................................................................................................... 25 134,0

davon ab: Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt

a) Allgemeine Deckungsmittel (siehe Abschnitt II Nr. 1.1.3) .................................. 1 950,0

b) andere (zweckgebundene) Kredite (siehe Abschnitt II Nr. 1.2.1) ........................ —,—

Entnahmen aus Rücklagen (siehe Abschnitt II Nr. 3.1) ............................................ 312,1

Einnahmen aus Überschüssen .................................................................................. —,— 22 871,9

3. F i n a n z i e r u n g s s a l d o ........................................................................................................ —2 254,2

II. Zusammensetzung des Finanzierungssaldos
1. Netto-Neuverschuldung/Netto-Tilgung am Kreditmarkt

1.1 Allgemeine Deckungsmittel

1.1.1 Einnahmen aus Kreditmarktmitteln (Kapitel 13 25 Titel 325 61) ............................. 7 933,7

1.1.2 Ausgaben zur Schuldentilgung für Kreditmarktmittel 
(Kapitel 13 25 Titel 325 62 und 326 62) .................................................................... 5 983,7

1.1.3 Saldo (Nettokreditermächtigung nach § 3 Abs. 1 HG 2011) ..................................... —1 950,0

1.2 Andere (zweckgebundene) Kredite

1.2.1 Einnahmen aus zweckgebundenen Krediten der Obergruppe 32 ............................. —,—

1.2.2 Ausgaben zur Schuldentilgung für zweckgebundene Kredite am Kreditmarkt 
(Obergruppe 59 — einschließlich Ausgleichsforderungen) ...................................... 0,2 0,2

Saldo (Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt) ....................................................................... —1 949,8

2. Abwicklung der Rechnungsergebnisse aus Vorjahren

2.1 Einnahmen aus Überschüssen ............................................................................................ —,—

2.2 Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen ........................................................................... —,— —,—

3. Rücklagenbewegung

3.1 Entnahmen aus Rücklagen ................................................................................................. 312,1

3.2 Zuführungen an Rücklagen ................................................................................................ 7,7 —304,4

4. Finanzierungssaldo (Summe Nummern 1 bis 3) ........................................................................ —2 254,2

2011
in Mio. EUR

I.  Einnahmen aus Krediten (brutto)

1. aus Kreditmarktmitteln (Kapitel 13 25 Titel 325 61) ................................................................................... 7 933,7

2. aus anderen Krediten der Obergruppen 31 und 32 ...................................................................................... 0,1

Summe I 7 933,8

II. Tilgungsausgaben für Kredite
1. für Kreditmarktmittel (Kapitel 13 25 Titel 325 62 und 326 62) ................................................................... 5 983,7

2. für andere Kredite (Obergruppen 58 und 59) ............................................................................................... 0,3

Summe II 5 984,0

III. Einnahmen aus Krediten (netto)
1. aus Kreditmarktmitteln (Abschnitt I Nr. 1 ./. Abschnitt II Nr. 1) ................................................................. 1 950,0

2. aus anderen Krediten (Abschnitt I Nr. 2 ./. Abschnitt II Nr. 2) ..................................................................... —0,2

Summe III (Summe I ./. Summe II) 1 949,8
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Anlage 2
(zu § 6 Abs. 1)

Allgemeine Bestimmungen
zu den Personalausgaben für das Haushaltsjahr 2011

(Allgemeine Bestimmungen 2011)

1. Stellenveranschlagungen sowie Bindung an Stellenpläne,
Stellenübersichten und Bedarfsnachweise

(1) 1Das Finanzministerium ist ermächtigt, neue Stellen in
der jeweils erforderlichen Besoldungsgruppe auszubringen
für

1. von ihren dienstlichen Tätigkeiten zu mindestens 50 vom
Hundert freigestellte Vertrauensleute der Schwerbehinder-
ten,

2. Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen und Richter,
die für die Dauer von mehr als einem Jahr nach § 20 des
Beamtenstatusgesetzes (BeamtStG) vom 17. Juni 2008
(BGBl. I S. 1010), geändert durch Artikel 15 Abs. 16 des
Gesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160), zugewiesen
werden, sofern für das Land hierdurch keine zusätzlichen
finanziellen Belastungen entstehen,

3. Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen und Richter,
die für die Dauer von mehr als einem Jahr als nationale
Sachverständige bei Einrichtungen der Europäischen Uni-
on eingesetzt und zu diesem Zweck zugewiesen oder unter
Fortzahlung der Bezüge beurlaubt werden,

4. Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen und Richter,
die für die Dauer von mehr als einem Jahr für Tätigkeiten
im Zusammenhang mit der Erweiterung der Europäischen
Union zu anderen Dienstherren oder öffentlichen Einrich-
tungen abgeordnet, zugewiesen oder unter Fortzahlung
der Bezüge beurlaubt werden, sofern die Dienstbezüge in
voller Höhe erstattet werden.

2Die Stellen erhalten den Vermerk „künftig wegfallend nach
Fortfall der Freistellungs-, Zuweisungs-, Abordnungs- bzw.
Beurlaubungsvoraussetzungen“. 3Entfallen diese Vorausset-
zungen, so sind die Beamtinnen und Beamten oder Richterin-
nen und Richter in eine freie oder die nächste frei werdende
Stelle ihrer Besoldungsgruppe bei ihrer Verwaltung oder ih-
rem Gericht einzuweisen. 4Mit der Einweisung entfällt die als
„künftig wegfallend“ ausgebrachte Stelle. 5Sofern durch die
Ausbringung der Stellen die Gesamtzahl der besetzbaren Stel-
len und die Summe der Personalausgaben im jeweiligen Ein-
zelplan nicht erhöht werden, gelten die Stellen bei Eintritt der
Voraussetzungen nach Satz 1 Nrn. 1 bis 4 als ausgebracht.

(2) 1Für von ihren dienstlichen Tätigkeiten nach dem Nie-
dersächsischen Personalvertretungsgesetz freigestellte Perso-
nalratsmitglieder können Stellen durch Ausbringung von
Haushaltsvermerken bereitgestellt werden. 2Für zu mindes-
tens 50 vom Hundert freizustellende Personalratsmitglieder
gelten neue Stellen mit entsprechendem Haushaltsvermerk
als ausgebracht, wenn sich dadurch die Gesamtzahl der be-
setzbaren Stellen und die Summe der Personalausgaben im je-
weiligen Einzelplan nicht erhöhen. 3Die personalbewirtschaf-
tenden Dienststellen sind ermächtigt, bei einem Wechsel der
Person des freigestellten Personalratsmitglieds die ausge-
brachte Stelle auch dann mit dem neu freigestellten Personal-
ratsmitglied zu besetzen, wenn dieses einer anderen Besol-
dungsgruppe angehört; im nächsten Haushaltsplan ist die
Stelle wieder in der jeweils erforderlichen Besoldungsgruppe
auszubringen.

2. Ausnahmen zu den §§ 17 und 49 LHO sowie Nummer 1
dieser Bestimmungen

(1) Nicht besetzt werden dürfen

1. Stellen des zweiten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2
sowie der Besoldungsgruppen A 14 und höher mit Beam-
tinnen oder Beamten der Besoldungsgruppen A 9 bis A 12

und der Besoldungsgruppe A 13, die sich nicht im zweiten
Einstiegsamt befinden, es sei denn, dass die Beamtin oder
der Beamte 

a) die Bildungsvoraussetzungen für eine Einstellung im
zweiten Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 erfüllt,

b) sich in einer Qualifizierung im Sinne des § 12 Abs. 2
Satz 1 Nr. 3 der Niedersächsischen Laufbahnverord-
nung (NLVO) vom 30. März 2009 (Nds. GVBl. S. 118),
geändert durch Artikel 3 der Verordnung vom 19. Mai
2010 (Nds. GVBl. S. 218), oder einer entsprechenden
laufbahnrechtlichen Bestimmung befindet oder diese
erfolgreich abgeschlossen hat oder

c) gemäß § 13 Abs. 3 der Niedersächsischen Verordnung
über die Laufbahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrich-
tung Bildung (NLVO-Bildung) vom 19. Mai 2010 (Nds.
GVBl. S. 218) ein Amt ohne Qualifizierung im Sinne
des § 12 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 NLVO erhalten kann, sowie

2. Stellen des zweiten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 1
sowie der Besoldungsgruppen A 7 und höher mit Beamtin-
nen oder Beamten der Besoldungsgruppen A 2 bis A 5 und
der Besoldungsgruppe A 6, die sich nicht im zweiten Ein-
stiegsamt befinden, es sei denn, dass die Beamtin oder der
Beamte sich in einer Qualifizierung im Sinne des § 12
Abs. 1 Nr. 2 NLVO oder einer entsprechenden laufbahn-
rechtlichen Bestimmung befindet oder diese erfolgreich
abgeschlossen hat.

(2) Abweichend von Absatz 1 und § 49 Abs. 3 LHO können
Stellen, die in das erste Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2
gehoben werden oder worden sind, übergangsweise auch mit
Beamtinnen und Beamten der Laufbahngruppe 1 besetzt wer-
den, sofern diese den dazugehörigen Dienstposten schon vor
der Stellenhebung innegehabt haben. 

(3) 1Im Bedarfsfall dürfen innerhalb der einzelnen Kapitel
verwendet werden

1. nicht besetzte Stellen der planmäßigen Beamtinnen und
Beamten oder Richterinnen und Richter vorübergehend
für Beamtinnen und Beamte im Vorbereitungsdienst,

2. Stellen, deren Inhaber Grundwehrdienst oder dem Grund-
wehrdienst gleichgestellten Dienst leisten und Bezüge aus
dem Landeshaushalt nicht erhalten, für Beamtinnen und
Beamte im Vorbereitungsdienst.

2Die Besetzung richtet sich nach § 49 Abs. 3 Satz 1 LHO.

(4) 1Eine Kraft (Voll- oder Teilzeitkraft) darf anteilig auf
mehreren Stellen geführt werden. 2Jede Stelle darf mit einer
beliebigen Anzahl von Teilzeitkräften sowie Besetzungsantei-
len von Vollzeitkräften besetzt werden, soweit die sich aus
den Besetzungsanteilen ergebende regelmäßige durchschnitt-
liche Gesamtarbeitszeit die regelmäßige durchschnittliche Ar-
beitszeit einer vollbeschäftigten Kraft nicht übersteigt. 3Sofern
die Besetzung laufbahngruppenübergreifend erfolgt, darf sie
nur in der niedrigsten Laufbahngruppe erfolgen, aus der ein
Stellenanteil herangezogen wird.

(5) 1Begrenzt dienstfähige Beamtinnen und Beamte sowie
Richterinnen und Richter werden bei gemäß § 27 BeamtStG
herabgesetzter Arbeitszeit nach dem Umfang der verbleiben-
den Arbeitszeit auf einer entsprechenden Planstelle geführt.
2Von § 6 des Bundesbesoldungsgesetzes (BBesG) in der bis
zum 31. August 2006 geltenden Fassung vom 6. August 2002
(BGBl. I S. 3020), zuletzt geändert durch Artikel 3 Abs. 4 des
Gesetzes vom 12. Juli 2006 (BGBl. I S. 1466), abweichende Be-
soldungszahlungen gemäß § 72 a Abs. 1 und 2 BBesG bleiben
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bei der Berechnung der Inanspruchnahme der Planstelle un-
berücksichtigt. 3Nach den Sätzen 1 und 2 freie Planstellenan-
teile können anderweitig besetzt werden.

(6) 1Das Kultusministerium wird ermächtigt, die in den Be-
reichen des allgemein bildenden und des berufsbildenden
Schulwesens bei den Kapiteln 07 10 bis 07 20 veranschlagten
Stellen für Lehrkräfte bei Bedarf abweichend von § 50 Abs. 2
LHO innerhalb dieser Kapitel umzusetzen. 2Soweit es sich um
nicht nur vorübergehende Stellenumsetzungen handelt, sind
diese in den Stellenplänen des Haushaltsplans des nächsten
Jahres darzustellen.

(7) Für die Wahrnehmung der Aufgaben der Landesbe-
diensteten, die während der Zeit der Mutterschutzfrist nicht
beschäftigt werden dürfen, können entsprechende nichtbeam-
tete Ersatzkräfte eingestellt werden.

3. Ausbringung von Leerstellen und Stellen für ehemalige
Abgeordnete, Gewährleistungsentscheidungen

(1) 1Sind planmäßige Beamtinnen und Beamte oder Richte-
rinnen und Richter des Landes länger als ein Jahr unter Weg-
fall der Bezüge beurlaubt und besteht ein unabweisbares
Bedürfnis, diese Planstelle neu zu besetzen, so kann die stel-
lenbewirtschaftende Dienststelle für diese Bediensteten im
Kapitel der jeweiligen Dienststelle eine Leerstelle der bisheri-
gen Besoldungsgruppe mit dem Vermerk „künftig wegfallend“
ausbringen. 2Entsprechendes gilt, wenn

1. planmäßige Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen
und Richter des Landes in die Landesregierung berufen
werden,

2. planmäßige Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen
und Richter zu Präsidentinnen und Präsidenten oder Vize-
präsidentinnen und Vizepräsidenten von staatlichen
Hochschulen ernannt werden.

3Bei Beurlaubungen nach § 62 des Niedersächsischen Beam-
tengesetzes (NBG) vom 25. März 2009 (Nds. GVBl. S. 72), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Juni 2010
(Nds. GVBl. S. 242), § 7 Abs. 1 des Niedersächsischen Richter-
gesetzes vom 21. Januar 2010 (Nds. GVBl. S. 16) sowie bei El-
ternzeit — im Bereich der allgemein bildenden und der
berufsbildenden Schulen auch bei Beurlaubungen nach § 64
NBG — gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass eine Leerstelle auch
bei kürzerer Beurlaubungsdauer ausgebracht werden kann.
4Im Bereich der allgemein bildenden und der berufsbildenden
Schulen können die Leerstellen bei Beurlaubungen nach den
§§ 62 und 64 NBG sowie bei Elternzeit ohne den Vermerk
„künftig wegfallend“ ausgebracht werden.

(2) 1Werden Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen
und Richter nach dem Ende der Beurlaubung wieder mit
Dienstbezügen oder entsprechend den ihnen auf Dauer über-
tragenen Ämtern verwendet, so sind sie in eine freie oder in
die nächste frei werdende Planstelle ihrer Besoldungsgruppe
bei ihrer Verwaltung — Richterinnen und Richter bei ihrem
Gericht — einzuweisen; mit der Einweisung fällt die Leerstel-
le weg. 2Bis zur Einweisung in eine freie Planstelle sind sie auf
Leerstellen zu führen. 3Solange sie auf der Leerstelle mangels
freier Planstelle geführt werden müssen, dürfen die hierdurch
entstehenden Mehrausgaben abweichend von § 37 Abs. 1 LHO
ohne besondere Einwilligung des Finanzministeriums über-
planmäßig geleistet werden. 4Soweit es im Einzelfall erforder-
lich ist, nach Rückkehr der Leerstelleninhaberinnen oder -in-
haber die Bezüge vorübergehend aus der Leerstelle zu zahlen,
sind die hierdurch entstehenden Mehrausgaben im Rahmen
der Personalausgaben der Hauptgruppe 4 (außerhalb von An-
sätzen in Titelgruppen) einzusparen. 5Die Einsparauflage gilt
nicht für Leerstellen, die im Haushaltsplan für die Durchfüh-
rung gemeinsamer Berufungsverfahren der staatlichen Hoch-
schulen ausgewiesen sind.

(3) 1Soweit für die Wiederverwendung von Beamtinnen
und Beamten oder Richterinnen und Richtern des Landes, de-
ren Rechte und Pflichten aus dem Dienstverhältnis aufgrund
ihrer Wahl in die Volksvertretung eines Landes, in den Deut-

schen Bundestag oder in das Europäische Parlament nach
§ 69 Abs. 2 Satz 1 NBG oder nach § 5 Abs. 1 des Abgeordne-
tengesetzes (AbgG) in der Fassung vom 21. Februar 1996
(BGBl. I S. 326), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes
vom 3. April 2009 (BGBl. I S. 700), ruhen und die nach § 69
Abs. 2 Satz 1 NBG oder nach § 6 AbgG wieder in das Beamten-
oder Richterverhältnis zu übernehmen sind, eine freie Plan-
stelle ihrer früheren Besoldungsgruppe nicht zur Verfügung
steht, kann das Finanzministerium im Kapitel der jeweiligen
Dienstbehörde die hierfür erforderliche Stelle mit dem Ver-
merk „künftig wegfallend“ ausbringen. 2Satz 1 gilt entspre-
chend für Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen und
Richter des Landes, deren Rechte und Pflichten aus dem Be-
amtenverhältnis auf Lebenszeit oder aus dem Richterverhält-
nis auf Lebenszeit nach § 5 Abs. 4 NBG oder § 124 NBG
ruhen, soweit ein solches Beamtenverhältnis oder Richterver-
hältnis nach Beendigung eines Beamtenverhältnisses auf Zeit
oder auf Probe nach § 5 Abs. 1 bis 3 NBG oder § 124 NBG wie-
der auflebt. 3Die in diesen Stellen wieder verwendeten Beam-
tinnen und Beamten oder Richterinnen und Richter sind in
die nächste frei werdende Planstelle ihrer Besoldungsgruppe
bei ihrer Verwaltung oder bei ihrem Gericht einzuweisen.
4Mit der Einweisung fällt die als „künftig wegfallend“ ausge-
brachte Stelle weg. 5Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend.

(4) Die Ausbringung der Stellen ist im nächsten Haushalts-
plan darzustellen.

(5) Die Absätze 1 bis 4 finden für Beamtinnen und Beamte
im Vorbereitungsdienst entsprechende Anwendung.

(6) 1Werden Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen
und Richter unter Wegfall ihrer Bezüge zur Ausübung einer
Beschäftigung in einem anderen Rechtsverhältnis bei einem
anderen Dienstherrn oder Arbeitgeber des öffentlichen Diens-
tes oder einem privaten Arbeitgeber beurlaubt, so werden die
obersten Dienstbehörden ermächtigt, für die Beurlaubungszeit
einen förmlichen Gewährleistungsbescheid nach § 5 Abs. 1
Satz 1 des Sechsten Buchs des Sozialgesetzbuchs zu erteilen.
2Diese Ermächtigung umfasst auch allgemeine Gewährleis-
tungsentscheidungen für bestimmte Fallgruppen und Ge-
währleistungsentscheidungen für eine Zweitbeschäftigung
bei einem anderen Arbeitgeber.

4. Wiederbesetzung freier Stellen

Aus Gründen des § 21 BeamtStG freie oder frei werdende
Planstellen der Besoldungsgruppe A 15 und höher dürfen erst
nach Unterrichtung des Ausschusses für Haushalt und Finan-
zen des Landtages wieder besetzt werden, soweit dieser nicht
darauf verzichtet hat oder verzichtet.

5. Umwandlung der Stellen für Schulleiterinnen und Schul-
leiter oder deren Vertreterinnen und Vertreter bei sinken-
den Schülerzahlen

1Sind oder werden im Bereich des Einzelplans 07 Stellen
der Schulleiterinnen und Schulleiter oder ihrer Vertreterin-
nen oder Vertreter frei und ist die Zahl der Schülerinnen und
Schüler an dieser Schule so weit zurückgegangen, dass das
der bisherigen Stelleninhaberin oder dem bisherigen Stellen-
inhaber übertragen gewesene Amt zu hoch eingestuft war, so
sind sie in Stellen umzuwandeln, die dem Amt entsprechen,
das den künftigen Stelleninhaberinnen oder Stelleninhabern
nach den besoldungsrechtlich maßgebenden Schülerzahlen
zu übertragen ist. 2Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn begrün-
dete Aussicht besteht, dass die Schülerzahl an der Schule den
Schwellenwert innerhalb von drei Jahren voraussichtlich wie-
der übersteigen wird. 3In Fällen, in denen die Schülerzahl so
weit gesunken ist, dass die Funktion der Stellvertreterin oder
des Stellvertreters einer Schulleiterin oder eines Schulleiters
besoldungsrechtlich kein herausgehobenes Amt mehr trägt,
ist die frei werdende Stelle in eine dem Einstiegsamt, das ge-
mäß § 5 NLVO-Bildung der Lehrbefähigung für das Lehramt
der jeweiligen Schulform zugeordnet ist, entsprechende Stelle
umzuwandeln; Satz 2 ist entsprechend anzuwenden.
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6. Umsetzung der Altersteilzeit

(1) 1Planstellen für Beamtinnen und Beamte oder Richterin-
nen und Richter, die nach § 63 NBG oder § 4 f des Nieder-
sächsischen Richtergesetzes in der bis zum 31. Januar 2010
geltenden Fassung Altersteilzeit in Anspruch nehmen, gelten
für die gesamte Dauer der Altersteilzeit mit einem Stellenan-
teil von 50 vom Hundert als besetzt; das gilt auch für das Be-
schäftigungsvolumen. 2Bei Teilzeitbeschäftigten ist der als
besetzt geltende Anteil der Planstellen oder des Beschäfti-
gungsvolumens entsprechend der festgelegten durchschnittli-
chen Arbeitszeit zu verringern. 3Der nach der Altersteilzeitzu-
schlagsverordnung in der Fassung vom 23. August 2001
(BGBl. I S. 2239), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Geset-
zes vom 10. September 2003 (BGBl. I S. 1798), zu gewährende
Altersteilzeitzuschlag ist aus Titel 422 19 zu zahlen. 4Die
Mehrausgaben nach Satz 3 sind durch personalwirtschaftli-
che Maßnahmen (z. B. verzögerte Wiederbesetzungen/ Beför-
derungen) oder Einsparungen, die sich aus einer Ersatzein-
stellung (z. B. geringere Bezüge wegen jüngeren Lebensalters,
unterwertige Beschäftigung) ergeben, auszugleichen. 5Satz 4
gilt auch in Bereichen ohne Personalkostenbudgets; in diesen
Fällen ist der Ausgleich gegenüber dem Finanzministerium
nachzuweisen. 6Wird die Altersteilzeit in eine Arbeits- und
Freizeitphase aufgeteilt (Blockmodell), so sind während der
Arbeitsphase 50 vom Hundert der Planstelle, des Beschäfti-
gungsvolumens und ein entsprechender Anteil des Personal-
kostenbudgets gesperrt. 7Die gesperrten Budgetanteile sind
nach den vom Finanzministerium hierfür festgelegten Durch-
schnittssätzen zu berechnen. 8Bei Teilzeitkräften ist der Vom-
hundertsatz entsprechend der festgelegten durchschnittlichen
Arbeitszeit zu verringern. 9Die während der Arbeitsphase ge-
sperrten Anteile werden den zur Verfügung stehenden Antei-
len der Planstelle, des Beschäftigungsvolumens sowie des
Personalkostenbudgets in der Freizeitphase hinzugerechnet.
10Die erforderlichen Haushaltsmittel gelten insoweit als zuge-
wiesen.

(2) 1Bei nach dem 31. Dezember 2003 beginnender und
nach dem 22. Juli 2003 bewilligter Altersteilzeit gilt — ausge-
nommen Beamtinnen und Beamte im Schuldienst — Folgen-
des: 2Wird die Altersteilzeit im Blockmodell gewährt, so sind
auch für die Dauer der Freistellungsphase 50 vom Hundert
der Planstelle, des Beschäftigungsvolumens und ein entspre-
chender Anteil des Personalkostenbudgets sowie die Zurech-
nungen nach Absatz 1 Satz 9 gesperrt. 3Eine Wiederbesetzung
ist zulässig, wenn zeitgleich eine entsprechende andere Stelle
einschließlich Beschäftigungsvolumen und entsprechendem
Budgetanteil eingespart wird. 4Ab diesem Zeitpunkt ist die
Sperre nach Satz 2 aufgehoben. 5Als entsprechende andere
Stelle gilt auch eine bis zu zwei Besoldungsgruppen niedrige-
re Planstelle oder vergleichbare Beschäftigungsmöglichkeit im
Tarifbereich. 6Wird die Planstelle bis zur Beendigung der Al-

tersteilzeit nicht wiederbesetzt, so ist sie zu diesem Zeitpunkt
in Abgang zu stellen sowie das Beschäftigungsvolumen ein-
schließlich des entsprechenden Budgetanteils zu mindern.
7Wird die Altersteilzeit als durchgehende Teilzeitbeschäfti-
gung gewährt, so sind die frei werdenden Anteile der Planstel-
le sowie die entsprechenden Anteile am Beschäftigungsvo-
lumen und dem Budget für die gesamte Dauer der Altersteil-
zeit gesperrt. 8Nach Beendigung der Altersteilzeit ist die Plan-
stelle oder eine entsprechende andere Stelle (bei Teilzeit-
kräften der Stellenanteil) in Abgang zu stellen sowie das Be-
schäftigungsvolumen einschließlich des entsprechenden Bud-
getanteils zu mindern. 9Satz 5 gilt entsprechend.

(3) 1Beschäftigungsvolumen und Budget von Beschäftigten
im Tarifbereich, deren regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit
aufgrund des Tarifvertrags zur Regelung der Altersteilzeit
(TV-ATZ) vom 5. Mai 1998, zuletzt geändert durch Ände-
rungstarifvertrag Nr. 2 vom 30. Juni 2000, auf die Hälfte ihrer
bisherigen wöchentlichen Arbeitszeit vermindert wird, gelten
bei Vollbeschäftigten mit einem Anteil in Höhe von 70 vom
Hundert als besetzt. 2Der verbleibende Anteil von 30 vom
Hundert steht für Ersatzeinstellungen zur Verfügung. 3Bei
Teilzeitbeschäftigten verändern sich die vorgenannten Antei-
le entsprechend der Reduzierung der Arbeitszeit. 4Sofern die
Bundesagentur für Arbeit Leistungen nach § 4 Abs. 1 des Al-
tersteilzeitgesetzes vom 23. Juli 1996 (BGBl. I S. 1078), zuletzt
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 28. März 2009
(BGBl. I S. 634), gewährt, erhöht sich für diesen Zeitraum der
besetzbare Anteil um 20 vom Hundert der Beschäftigungs-
möglichkeit im Tarifbereich. 5Wird die Altersteilzeit in eine
Arbeits- und eine Freizeitphase aufgeteilt (Blockmodell), so ist
der besetzbare Anteil von 30 vom Hundert während der Ar-
beitsphase gesperrt. 6Dieser Anteil wird dem besetzbaren An-
teil in der Freizeitphase hinzugerechnet, sodass dann ein
besetzbarer Anteil von insgesamt 60 vom Hundert für Ersatz-
einstellungen zur Verfügung steht. 7Die erforderlichen Haus-
haltsmittel gelten insoweit als zugewiesen. 8Für den Zeitraum
der Gewährung von Leistungen nach § 4 Abs. 1 des Altersteil-
zeitgesetzes erhöht sich der besetzbare Anteil um 40 vom
Hundert. 9Bei Änderung des Erstattungsverfahrens der Bun-
desagentur für Arbeit ändert sich der Vomhundertsatz entspre-
chend. 10Die vorstehenden Regelungen gelten entsprechend
für Tarifbeschäftigte, die nicht in Bereichen mit Personalkos-
tenbudgetierung beschäftigt sind, mit der Maßgabe, dass die
hierdurch nicht in Anspruch genommenen Mittel gesperrt
sind. 11Diese Mittel sind übertragbar. 12Das Nähere bestimmt
das Finanzministerium.

7. Wegfall- und Umwandlungsvermerke

Ausnahmen von § 47 LHO bedürfen der Einwilligung des
Finanzministeriums.
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung über die Zuordnung

der örtlichen Träger der Sozialhilfe zu Quotenklassen

Vom 20. Dezember 2010

Aufgrund des § 14 Abs. 2 des Niedersächsischen Gesetzes
zur Ausführung des Zwölften Buchs des Sozialgesetzbuchs vom
16. Dezember 2004 (Nds. GVBl. S. 644), geändert durch Ge-
setz vom 26. März 2009 (Nds. GVBl. S. 116), wird verordnet:

Artikel 1

Dem § 1 der Verordnung über die Zuordnung der örtlichen
Träger der Sozialhilfe zu Quotenklassen vom 19. September 2006
(Nds. GVBl. S. 451), zuletzt geändert durch Verordnung vom
7. Januar 2010 (Nds. GVBl. S. 6), wird der folgende Absatz 6
angefügt:

„(6) Den Quotenklassen werden ab 1. Januar 2011 zugeordnet:

1. der Quotenklasse 6: die Landkreise Gifhorn und Soltau-
Fallingbostel,

2. der Quotenklasse 7: die Landkreise Ammerland, Cloppen-
burg, Cuxhaven, Friesland und Rotenburg (Wümme), 

3. der Quotenklasse 8: die Stadt Wolfsburg sowie die Land-
kreise Aurich, Celle, Grafschaft Bentheim, Helmstedt, Holz-

minden, Northeim, Osterholz, Osterode am Harz, Stade,
Uelzen und Wolfenbüttel, 

4. der Quotenklasse 9: die Stadt Salzgitter sowie die Landkrei-
se Leer, Lüchow-Dannenberg, Peine, Vechta, Wesermarsch
und Wittmund, 

5. der Quotenklasse 10: die Städte Emden und Wilhelmshaven
sowie die Landkreise Goslar, Lüneburg und Nienburg (Weser),

6. der Quotenklasse 11: die Stadt Braunschweig sowie die
Landkreise Göttingen und Hameln-Pyrmont, 

7. der Quotenklasse 12: die Städte Oldenburg (Oldenburg) und
Osnabrück, 

8. der Quotenklasse 13: die Stadt Delmenhorst,

9. der Quotenklasse 14: die Region Hannover.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft. 

Hannover, den 20. Dezember 2010

Niedersächsisches Ministerium
für Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit

und Integration

Ö z k a n

Ministerin

— Letzte Nummer des Jahrgangs 2010 —
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